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Die franzöfifrhe Note.
·-« iiber vier Monaten ist Frankiseichvergebens um«dieVerwirk-

lichrsilgnseinerOstpaktpläne bemiiht Polen hat seine von vorn-—

herein erkennbare Absicht, die Entscheidungaber·die von Barthou und
Oitioinow vertretenen Pläne moglichst hinauszuzogern. verwirklicht. Es

hat sich bisher wieder durch offene noch durch versteckte Drohungen,
weder durch Schmeicheleiennoch durch Bersprechungenaus seiner Zu -

riickhaltung gegenuber sdeir franzosisschksrussisehen
Plänen herauslocken lassen. Und es hat damit schließlich erreicht,
daß Frankreich sich dazu entschließen mußte, Polen
in der Paktsrage verschiedene Konzessionen »zu
ina ch en. Voriibergehend schien es so, als ob »Laval die Platte
seines Amtsvorgängers zu den Akten zu legen gedachte.Ietzt jedoch
hat der französische Botschafter in Zbarschau dem

polnischen Außenminister die Antwort seiner« Re-

aieruug auf die Vorbehalte, die von polnischer
Seite zum Ostpaktprojekt gemacht worden sind,
iiberreicl)t. Damit ist die Frage des ·Ostpakteswieder akut. ·

Der önhalt der französischen cRote ist nicht bekannt. Doch laßt sich
aus verschiedenen Äußerungen Lavals und aus den Kommentaren der

dem Quai d’0rsau nahestehenden franzosischenPresse·entnehmen,daß
Paris den Wünschen Warschaus in mehrfacher Hinsicht Rechnung
zu tragen bereit ist. Poliiischerseits war geltend gemacht worden, daß
Polenniicht einem Pakt beitreten konne, durch«denes zu bestimmten
Garantien einem Staate gegenubenverpflichtetwird, der sich ——

gemeint
ist Oita uen

— bisher hartnäckig geweigert hat, geregelte diploma-
tische Beziehungen mit Warschaii aufzunehmenund zu unterhalten.
Frankreich soll diesem Einwand nun insofern entsprochen haben. als

es sich damit einverstanden erklart hat,·daß o l e n·. wen n es d e m

Pakt beitritt, davon befreit wir»sd, die litauischen
G r e n z e n zu g a r a n t i e r e n. Hierzu ist folgendes zu sagen:
Eine bloße Befreiuna von der Verpflichtung zur

Greiizgarantie entspricht durchaus nicht der
von Polen bisher vertretenen Ansicht. Warschauhat
mehrfach durch sein politisches Auftreten zu erkennen gegeben, dasz es

die Herstellung geordneter Beziehungen zu Kauen und den endgultigeii
oder doch zum mindesten befristetenVerzicht Pitauens auf eine weitere

aggressioe Haltung in der TBilnafrage sur eiiicenotwendigeV o r a u s -

se tzung der Teilnahme Polens an einem« Paktsgstemhast«zu dessen
Ceilhabern auch das widerspenstige und lastige Litauen gehortszPolen
hat bisher immer den größten VZert darauf gelegt,·daßeinesitucntionerhalten bleibt. in der Oitauen gezwungen ist, bei seinen etwaigen Jus-

einandersetzungen mit Polen diesem allein gegenuberzutreten;es hat
seinem kleinen Nachbarn gegenüber eine ösolierungspolitik getniebem
die freilich durch den Abschluß des R i g a e r P a k e s , der Litauen

einen gewissen Rückhalt an Cstland und Letthnd sichert, durchkreuzt
ivordeii ist. Polen hat das Zustandekommendieses Paktes als poli-
tische Schlappe empfunden; und es-ha·toffensichtlichtke i n S n te r e ss e

daran, den Mißerfolg seiner baltislchen Pol-itik
durch eine iveitere freiivilliqe Beschränkung seiner
Bewegungsfreiheit gegeniiber Litauen nzochzuver-
qrößern Das wäre aber nach dem franzosischenKompronnszoors
schlageder Fall. Denn die Befreiung Polens von einer Gänrantiedei-

litauischen Grenzen hätte kaum mehr als so r ni a l e Bedeutuan.
Praktisch liegen die Dinge doch so. daß Polen be(ialleanwas es in

der litauischen Frage zu unternehmen gedenkt.·alscpaktieilnehnierre-

zwungen sein wiirde, Paris und Moskau um ihre Ziieinung zu fragen.

Das von Polen bisher stets abgelehnte Cin-

iiiischungsrechtdieserbeidenAiächteindiepolnisch-
litauischen Beziehungen wird durch den franzö-
sischen Kompromißvorschlag in keiner CZBeise he-
seitigt.

önteressantist. in diesem Zusammenhange die Feststellung, daß nach
franzosischer Auffassung ausgerechnet das M e nielgebiet die
Vrucke sein soll, iiber die Oitauen und Polen gemeinsam in den Ost-
qutvhineiiigelockt werden. Paris hat — wie schweizerische Blätter
mitteilen — die Regierung in Kauen dadurch mit seinem Plane, Polen
von der Garantie der litauischen Grenzen zu entbinden, zii gewinnen
verstanden,daß es dieser Regierung freie Hand im Alemelss
aebiet zugesagt hat. Rachdem von juristischen Sachverständigender Signatarmächte des Aiemelstatuts ietzt endlich das R echtsg ut——

achten»iibe«r die litaiiischen Verstöße gegen die
in ein e l l n n d i s che Au to no m i e fertiggestellt worden ist, hat
sich — ivie es heißt — Frankreich dasiir eingesetzt, daß, um Litauen
ju·skh0112n,Nikht nur auf die Veröffentlichung des Gutachteiis verzichtet
wird. sonderndaß sich auch der Völkerbund damit begniigt, einige un-
verbindliche Erklärungen der litauischen Regierung eiitgegenzunehmen.und daß er auf eine weitere Behandlung des Gutachtens verzichtet.das heißt: die Memelangelegenheit überhaupt nicht mehr behandelt.
Frankreich will demnach also, um seinen Pakt unter Dach und
Fach zu bringen, das Aiemelland weiterhin der Willkijr der Litauer
preisgebeii. Zugleich aber stellt es an Deutschland, dem das völkische
Alarturium dieses Gebietes doch wahrhaftig nicht gleichgültig sein
kann. das Ansinnen. diesem selben Pakt beizutreten und das heißt:die Pzeisgabe des Wemeldeutschtums gutzuheißenl

Der zweite wichtige Vorbehalt, den Polen zum französischen Ost-
paktvorschlag gemacht hat. bezog sich auf die Cscheche i. Auch hier
gibt sich Frankreich den Anschein, als ob es bereit sei, dem polnischen
Berlanaen Rechnung zu tragen: W i e b ei L i t a u e n

, so so l l
Polen auch in diesem Falle von einer Teilnahme an
der Garantie derGrenzen befreitsein. Wie bei Litauen,
so hat Polen auch iii diesem Falle bisher Wert auf möglichst selb-
ständige Gestaltung seiiier außenpolitischen Beziehungen gelegt. Wie
dort so wäre aber auch hier trotz des Vorbehaltes in bezug auf die
Grenzgarantie die polnische Außenpolitik durch den
Pakt weitgehend gebunden. Auf die Entwicklung des
politischsuiigarischen Verhältnisses könnte sich eine solche polnische Bin-
diina an das neue Echaltwerk der europäischen Politik. das durch
den Ostpakt am Quai d’0rsag eingerichtet werden soll, keinesfalls för-
dernd aiisivirken. Polen hat bisher die Ansicht ver-
t r et e n . d aß d i e C s ch e ch e i

, die geopvlitisch zum Donaurauni
tendiert, überhaupt nicht in den Rahmen eines nord-
östlichen Paktes hineinpaßt. Dieser Auffassung wird durch
das Pariser ,.Zugeständnis« in der Garantiesrage in keiner Weise
Rechnung getragen.

Ebenso unzuläiiglich und zweideiitig muß die sranzösischeCinstellung
zu der polnischen Forderung einer vorbehaltlosen B e st ä t i g u n g d e s
d e u t s ch - p o l n i s ch e n D a k t e s durch den Ostpakt und einer
Ceilnahme Deutschlands am Ostpakt erscheinen. Hier hat
L a v al freilich anscheinend zunächst einmal eine wesentliche Schwenkung
gemacht: Im Gegensatz zu seinem Vorgänger Barthou, der dem Ost-
pakt gegebenenfalls auch ohne Deutschland durchbringeii wollte, scheint



er auf dem Standpunkt zu stehen, daß ein solcher Pakt, wenn er über-

haupt einen Sinn haben soll, unbedingt der deutschen Teilnahme bedarf,
und er soll Polen versichert haben, d aß e r d i e A ufn a h m e nicht
nur des deutsch-polnischen Paktes vom 26. Januar,
sondern auch des politisch-russisrhen Richtangriffs-
paktes in den Ostpakt für zweckmäßig halte. Schsönl
Aber wie soll das geschehen? Der Beitritt Deutschlands setzt eine vor-

herige Vereinigung und Entspannung des deutsch-fran-
zösischen Verhältnisse s voraus. Dieses aber wird in ent-

scheidender Weise von der S a a rfr a g e belastet. Also hängt letzten
Endes das Schicksal des Ostpaktes davon ab, daß Frankreich aus dem

Ergebnis der Abstimmung vom 13. Zanuar nächsten Zahres schnell und

vorbehaltlos die Folgerung zieht, zu der es vertraglich verpflichtet ist:
Herausgabe des ganzen Gebietes. Damit schließt sich der Kreis und
Frankreich verwickelt sich in seinen eigenen Schlingen.

Von dem vierten Vorbehalt, den Polen zum Ostpakt angemeldet
hatte, scheint in der französischen Antwortnote nicht die Rede zu sein.
Es handelt sich um die Bestimmung, die den wesentlichen Inhalt des

Paktes, die Verpflichtung zu militärischer Hilfe-
leistung und das Durchmarschrecht »verbündeter«
Erup p e n im Falle eines Krieges gegen einen »vertragsbrüchigen«
Partner betreffen. Polen hatte hier — ähnlich wie Deutschland —-

von vornherein Bedenken dagegen gelten-d gemacht. daß es u.U. in
einen militärischen Konflikt hineingezogen werden könnte, an dem es
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nicht interessiert ist, und daß es als ein »Staat der Mitte« zum Auf-
marschgebiet fremder, wenn vielleicht auch ,,befreundeter« Heere werden
könnte. Von französischer Seite scheinen in bezug auf diese heiklen
Fragen schon vor einiger Zeit gewisse Zugeständnisse an Polen gemacht
worden zu sein. Die sehr engen Beziehungen. die in
militärischer Hinsicht zwischen Paris und Moskau
bestehen und die Archimbaud kürzlich —

zum Entsetzen der fran-
zösischenRegierung —

ganz unverblümt aufgedeckt hat, lassen es je-
doch wenig glaubwürdig erscheinen, daß Frankreich im Ernst daran

denkt, Polen-von den Verpflichtungen aus diesen entscheidenden Be-
stimmungen seines Paktes zu befreien. Unerwünschte und gefahrvolle
Auswirkungen dieser Bestimmungen auf Polen ließen sich wohl nur

dann vermeiden, wenn Frankreich von seiner engen militärischen Zu-
sammenarbeit mit der Sowjetunion zurücktreten würde. Dazu aber ist
Laval — wie es scheint — ebensowenig wie sein Vorgänger bereit.

Für Polen ergibt sich als logische Schlußfolgerung
aus dieser Lage, daß ihm im Rahmen des Paktes
eine- ziemlich untergeordnete Rolle zugedacht ist.
Denn se stärker Paris und Moskau miteinander verbunden sind, umso
weniger Anlaß hat Frankreich, auf den eventuellen polnischen Pakt-
partner Rücksicht zu nehmen. Warschau hat unter diesen Umständen
allen Grund zu verlangen, daß Paris, ehe es Polen in den Pakt ein-
zufangen versucht, seine russische Freundschaft ihres abenteuerlichen
Charakters entkleidet. Dr. K.

Unter der Herrschaft der Großlitauen
Die »große Politik« und kleinen Bauern.

Während die litauische Regierungsclique das Memelland schikaniert,
leidet der litauische Bauer bittere Rot. Und es scheint
ihm noch nicht einmal zum Bewußtsein gekommen zu sein. daß seine
Rot gerade daher rührt. daß die Leute, die ihn regieren, den Ehrgeiz
haben, sich in der »großen Politik« zu versuchen. Weil es die Res-

gierung in Kauen für richtig hält, das deutsche Memelgebiet zu unter-

drücken, hat der litauische Bauer keine Möglichkeit mehr, seine Er-

zeugnisse zu lohnenden Preisen in Deutschland unterzubringen. Er muß
sich mit den erheblich niedrigeren Preisen, die ihm der Engländer
bietet, begnügen. Seine Genossenschaften, die er mit Mühe
und Fleiß aufgebaut hat, sind notleidend geworden. Die Beamten
werden gezwungen, monatlich, entsprechend ihrem Gehalt, eine be-

stimmte Anzahl von Gänsen zu, essen. Dem Bauern wird dadurch
nur wenig geholfen; aber der Beamte wird zu Ausgaben genötigt, die

ihn zu Einschränkungen im Verbrauch wichtigerer Rsahrungsmittel und

notwendigerer Verbrauchsaüter zwingen. Allmonatlich muß er den Ver-

brauch von so und soviel Gänsen (l Gans auf je 100 Lit Einkommen)
nachweisen können. Und außerdem wird er dazu angehalten, täglich
s— nachweisbar — ein bestimmtes Ouantum Milch zu sich zu nehmen.

Litauen besitzt nur eine gering entwickelte Industrie. So hat
es z. B. nur zwei Eextilfabriken. Aber die Regierung in Kauen hält
es für angebracht, aurhdiese geringen Ansätze einer eigenen industriellen
Entwicklung ihrer Memelpolitik zum Opfer zu bringen. Seitdem Deutsch-
land, das früher der weitaus wichtigste Abnehmer landwirtschaftlicher
litauischer Erzeugnisse war, als Abnehmer mehr und mehr ausgeschieden
ist. hat die Kauener Regierung versucht. sich Zutritt zum englischen
Absatzmarkt zu verschaffen. Das ist ihr —

z. B. mit der Butter —-

in ziemlich beträchtlichem Umfange gelungen. Aber einmal zahlt der

Engländer,. wie gesagt, weit schlechtere Preise, als sie der deutsche
Abnehmer zu zahlen bereit war; und dann hat es der Engländer ver-

standen, gehörigen Vorteil aus der selbstverschuldeten handelspolitischen
Rotlage Litauens zu ziehen: Litauen hat sich in dem vor einigen
Monaten zustande gekommenen Handelsvertrag z. B. bereit erklären

müssen. englische Eextilwaren zu überaus günstigen Bedingungen auf-
zunehmen. Die Bedingungen sind so, daß den beiden litauischen Textil-

fabriken wohl nichts anderes übrig bleiben wird, als ihre Betriebe

zu schließen. weil sie nicht mehr in der Lage sind, sich gegenüber der

englischen Konkurrenz zu behaupten.
So wie es mit der Butter und mit den Eextilien geht, so geht es

auf allen Gebieten. Das Wirtschaftsleben wird zugrunde gerichtet, weil
die Regierung in Kauen der Befriedigung ihrer politischen Gelüste im
Mem-elland nachgeht. Dieser Politik werden der litauische Bauer
und der litauische Arbeiter geopfert. Um dieser Politik willen setzt
die Kauener Regierungsclique ihre ganze Volkswirtschaft aufs
Spiel. Denn das versteht sich von selbst, daß Deutschland jedes wirt-

schaftliche Entgegenkommen einem Lande gegenüber ablehnen muß, dessen
Regierung sich die Vernichtung des Deutschtums eines Gebietes zum
Ziel gesetzt hat, das nach vielhundertjährigerZugehörigkeit zum deutschen
Kultur- und Staatsverband gegen den geschlossenen Willen seiner Ve-

völkerung zunächst vom Mutterlande losgetrennt und dann mit militä-

rischer Gewalt dem litauischen Staate zugefügt worden ist. Soviel
nationales Rückgrat muß man auch von den deutschen Wirtschafts-—
kreisen. die an sich die Möglichkeit zu Geschäftsverbindungen mit
Litauen haben. verlangen. daß sie auf eine Auswertung dieser Möglich-
keiten verzichten. Denn jeder Posten litauischer Waren,
der nach Deutschland hereinkommt. ist letzten Endes
eine Unterstützung der litauischen Unterdrückungs-
politik im Memelgebiet Litauen könnte mit

Deutschland in Frieden leben: es hätte nicht nötig. sich
durch die provokatorische Unterdrückung des deutschen Memelgebietes
mit einem gefährlichen innerpolitischen Problem und mit wachsenden

Schwierigkeiten in der Handelspolitik zu belasten. Aber die Leute.
die von Kauen und Memel große Politik machen möchten, wissen
es besser. So sollen sie auch die Suppe, die sie sich oder vielmehr
der Masse ihres Volkes eingebrockt haben. auslöffeln.

Vor neuen Gewaltakten.

Im litauischen Lager ist man dabei, sich auf einen weiteren
großen Schlag gegen das Memelgebiet vorzubereiten
Und zwar scheint es sich diesmal um die völlige Beseitigung
des Memelstatuts zu handeln, das zwar praktisch in all’

seinen Bestimmungen schon längst außer Kraft gesetzt ist. formell aber
auch jetzt noch besteht. Immer. wenn die Litauer etwas Besonderes
vorhaten dann machen sie ,,kochende Volksseele«, veranstalten die
großlitauischen Zuwanderer aus Schamaiten »Massenversammlungen«,in
denen (vorher mit dem Gouverneur sorgsam vereinbarte) ,Entschlie——
ßungen« gefaßt werden, durch die dem Gouverneur der »Wille des
Volkes« zur Kenntnis gebracht wird. Das war z. B. damals so. als
das deutsche Direktorium Schreiber abgesetzt werden sollte. Und so
ist es auch jetzt wieder: In Versammlunan der litauischen Bauern-
verbände und anderer Organisationen wird »eine grundlegende Ände-

rung der Regierungsordnung im Memelgebiet« verlangt, wird dem
Landtag, in dem bekanntlich unter 29 nur 5 litauische Abgeordnete
sitzen, der Vorwurf gemacht, daß er »die Durchführung einiger nützlicher
Projekte« des Direktoriums Reisggs vereitle, und es wird daher ,.d i e

unverzügliche Beseitigung aller beschränkenden
H·insdernisse« und der Erlaß von Rotgesetzen unter

völliger Ausschaltung des Landtages verlangt.
Reue Memelbeschwerde.

Der Vizepräsident des Memelländischen Schulrat
Meyer, hat an die Unterzeichnermächte des Memelabkommens
einen Rachtrag zu seiner im September eingereichten großen Be-
schwerde gerichtet.Der Berner »Bund« weist in diesem Zusammen-
hang. darauf hin, daß die Verhältnisse im Memelgebiet sich trotz der
Vorstellungen, die die Unterzeichnermächte Ende September in Kauen
erhoben haben, nicht gebessert, sondern eher verschlechterthaben. Die

neue. Beschwerde liefert umfangreiches Riaterial darüber, daß die
litauischen Behörden, nachdem sie sich der memelländischenVerwaltung
gewaltsam bemächtigt haben. nunmehr energisch ihren Einfluß in

personellerund organisatorischer Hinsicht in den einzelnen Verwaltungs-
zweigen zur Geltung bringen. Eine der einschneidendsten Maßnahmen
des Direktoriums, gegen die nun Einspruch erhoben wird, ist die Ver-—-
ordnung über die gewaltsame Einführung der litau-
ischen Sprache als Unterrichtssprache in den Volksschulen und
im Lehrerseminar in Memel. Des weiteren wird über die Maß-
nahmen gegen den memelländischen Kulturbund ge-
klagt. Obwohl dieser in erster Linie und in aller Offentlichkeit mangel-
haft versorgte Kriegsbeschädigte und verschiedene Kulturorganisationen
unterstützt, hat ihm die litauische politische Polizei kürzlich 27000 Lit
abgenommen, die ihm zum Ceil vom Volksbund für das Deutschtum
im Auslande als Beihilfe für die Kriegsbeschädigtenunterstützungüber-
wiesen worden waren.

Der dritte Klagepunkt betrifft die Entziehung der Ar-
beitsgenehmigung für zehn memelländische Geist-
lich e. Durch diese Maßnahme des memelländischenGouverneurs soll
erreicht werden. daß den bedrängten Memelländern nicht einmal mehr
der geistliche Zuspruch in ihrer Muttersprache zuteil werden kann.
Viertens wird Klage erhoben, daß die widerrechtlich eingesetzten
autonomen Behörden sich weigern, Entscheidungen der

memelländischen Gerichte anzuerkennen und ihre
Vollstreckung behindern. Die allgemeine Rechtsunsicherheit
im

cIllilenltelgebiethat sich also jetzt zu einem Zustand der Rechtlosigkeit
entwi et.

Landtages,
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Die übrigen Klagepuiikte betreffen statutwidrige Masznahmen auf
dem Gebiete der autoiiomen Gesetzgebung.Um zum Beispiel eine

dauernde Beschluszunfähigkeit»und· damit eine dauernde A u s -

schaltng des memellandischen Landtages zu er-
«

as Direktorium durch eine willkürliche Auslegung des

Föhetzielkstddiein Artikel 11 des Statuts« festgesetzteZahl dek
Abgeordneten von 29 auf 26 herabgesetzt- Ferner wird gegen die

ividerrechtliche Entziehung eines bgeordneten-
in a n d a ts und die- widerrechtliche Schlieszung der außerordentlichen

lCagunq des Landtages durch den Gouverneur geklagt. Dabei kaumk

weder«das Wahlgesetz noch das Statut den Behordeii irgendwelche
Rechte in bezug auf die Zusammensetzungdes Landtages ein.

Der ,,Bund« skhliefzt seinen Bericht mit folgender Bemerkung:
Die neue Beschwerde ist wiederum ein sehr stattliches Dokument.
Wir geben der Offentlichkeit von ihm Kenntnis, nicht,weil»wir— was

litauische Schreiberlinge uns und anderenschweizerischenBlattern nach-
sagteii, von Memelländern gekauft sind ·(inLitauen scheint man nichts
anderes zu kennenl) —, sondern weil das Verhalten der
litauischen Regierung im Memelgebiet derartig
empörend ist, dasz jede rechtempfindende freie
Presse schon aus Selbstachtung dazu Stellung
n e h m e n m u sz.

Schikanen gegen das »Memeler Dampfboot«.

Durch die Büros der litauischen Behörden«des Memelgebietes ging
vor kurzem ein Rundschreiben. in dem.oerzeichnetwerden sollte,auf
welche Zeitungen jeder der dort beschaftigten Beamten abpnniertist.
Wehe dem, der z. das »Memeler »D«oinbeoot« liestl Er

mufz damit rechnen, dasz er auf ·einen schabigen Posten im «Innern
Litauens strafversetzt wird. Dabei ist das »,,MemelerDampfboot heute
alles andere als ein politisches Blatt; Es ist in»seiner»Berichterstattung
vollkommen gehemmt. Was die litauischen Lustlugner in ihren Blattern
veröffentlichen, das kann dieses deutscheBlatt, wenn es nicht auf seine
anständige Gesinnung verzichtenwill. unmoglichseinen.Lesernvorsetzen.
über die Lage im Memelgebiet selbst zu berichten, ist»diesenimeines-
ländischen Blatt unter der Fremdherrschaftder»Schamaitennichtmogk
lich. Da sich eine objektive Becichterstattunguber die Berhaltnisse in

Deutschland nicht mit der vom«litauis·chenKriegskommandantenver-

tretenen Auffassung über die Sicherheit des «litauischenStaates ver-

einbaren läfzt, sind dein ,,Memeler Dampfboot»auch in dieser Richtung
unüberwindliche Schranken gesetztzTrotzdem»ist dieses Blatt,«weil es

in deutscher Sprache geschrieben ist und »weiles jede Beteiligung an

der von den litauischen Gewalthobekn geWUUschtenHei-egegen Deutsch-
land ablehnt, ein Dorn im Auge.»Und deshalb wird imnier wieder
der Bersuch gemacht, es wirtschaftlichzugrunde zu richten. Wer immer
den Gewalthabern erreichbar ist, wird unter Druck gesetzt, um ihn
zum Berzicht auf dieses Blatt zu bewegenund ihn zum Bezugfdes
Ostsee-Beobachters« anzuregen, jenes Blatt2s, das «von einem
iüdischenEmigranten geleitet und von dem Gouverneur in jeder Hin-

sicht gefördert wird.

Litauische Spitzel in den Kirchen.
· ·

m Kam gegen alles Deutsche im Memelgebietscheuen
die cintiiauletzrtiieuerdinxfsfauch nicht mehr«vor der Heiligkeitder Gottes-

häuser zurück. Es sind in letzter Zeit»verschiedentlich»Falle bekannt

geworden, wo litauische Polizeibeamtwwahrend des
Gottesdienstes durch den Haupteingang die Kirchebetraten hier
stehen blieben und die »Rede des Geistlichen aber-

wa chten. Besonders provozierendwar, dasz sichmehreredieser liber-

wachungsbeamten in der Uniform der Grenzpolizeibefanden. So· hat
z B. ein Beamter der politischenPolizei sich»in der Johannjkjkkhg
in Memel während der Predigt auf eine Kirchenbank gesetzt, km

Rotizbuch hervorgeholt und Rotizen gemacht. Bor Schlusz des Gottes-

dienstes ist er wieder hinausgegangen.

UnmenschlicheFolterungem
tiber die utände in den litauischen Gefangnissen,i·n denen z. Z·

noch 130 Deufscheihrer Aburteilung»durchdie Kriegsgerichteentgegen-
sehen. liegt jetzt erneut ein erschutternder Bericht eines der von

den schamaitischen Henkersknechten gefolterten deutschen Bolksgenossen
vor. In seinem Briefe erklärt der»Berfasser,er habe infolge der

Mifzhandlungem denen er wie die. übrigenGefangenen infolgeodes
Hasses der Litauer ausgesetzt.sei, seine» Gesundheit ein-»
qebüszt und liege seit drei Wochen im Lazarett Er»sei
jetzt ein gebrochener Mann. Ihm und seinen Leidensgenossenkonne
man nichts anderes vorwerfen, als dasz sie Deutsche seien. »Was wir

in den letzten acht Wochen erlebt und an Qualen ausgehaltenhabe-»
kann ein Aufzenstehender .sich nicht vorstellen. Zwei Mann sind
an den Mifzhandlungen gestorben, eitler ist wahn-
sinnig geworden vor Qualen und Schmerzen. Einzeln
werden wir in einem tiefliegenden Raum vernommen. Die Finger
wurden uns in eine Art Ktlemme geschraiibt. und«so
muszten wir alles aussagen, was die Teufel verlangten. Wer nicht
geniigend antwortete. wurde. von vier Mann mit Knuten und
Gummiknüppeln grun und schwarz geschlagen. »Wir
liegen vier Mann in einer ganz nassen Und schmutzigen
Zelle. Unser jüngster Leidensgenosse, 17 Jahre alt, wurde erst am

anderen Morgen von der Vernehmung aus« zu uns gebracht. Er«war
schon halbtot. Sein Gesicht war bis zur Unkenntlich-
keit zerschlagen; an den Augen und am oMund
blutete er. Er konnte nicht sehen, nicht sprechen, nur jammern.
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Ich selbst«,so sagt der Berfasser des Briefes, ,,habe nach einer ähn-
lichen Prozedur das Gehör verloren. Mich schmerzen jetzt
wieder die Hüften; sie sind entzündet von dem wochenlangen Liegen
im nassen Keller. Das Wasser trieft von den Wänden, und die Luft
ist wie die Pest. Wie tolle Hunde behandelt man uns.«
Der Brief schliefzt mit der Frage, wie lange das noch so weitergehen
solle, und der Betenerung, die Litauer würden den politischen Ge-
fangenen ihr Deutschtum doch nicht aus dem Herzen reiszen können.
Daran knüpft der Berfasser die Mahnung an den Adressaten, den
Ramen des Briefschreibers ja geheim zu halten, da er sonst ein ver-
lorener Mann sei. Jeder Kommentar hierzu erübrigt sich. Run wird
man auch diesen Brief so wie den des Engländers Lawrence als
Material nach Geiif überweisen,wo ja gerade jetzt wieder eine. Memel-
beschwerde vom Bölkerbundrat ,,bearbeitet« werden soll.

Die ,,Kiiatterkiste«.
Da der Kauener Rundfunksender auf Welle 1935 in-

folge der Störungen durch den Schwarzsender, der sich ,,Munke-Punke«
nannte. überhaupt nicht mehr empfangen werden konnte, ist er jetzt
dazu übergegangen, obwechselnd auf der Welle 1935 und der Welle 1955
zu senden. Seit drei Tagen melsdet sich der Schwarzsender ,,Munke-
Pun-ke« nicht mehr; er ist anscheinend von den Behörden gefunden
worden. Das merkwürdige Rundfunkdurcheinander in Lsitasuen scheint
jedoch trotzdem immer humorvollere Formen annehmen zu wollen. Am
25. Rovember meldete sich auf der Kauener Welle ein neuer
Sen-der mit Telegraphiezeichen und einer Rachricht, die bei den
Deutschen der Grenzgebiete lebhafte Heiterkeit -auslöste: »Wie du
mir, sso ich dirl Hier sind die Amateure vom Berein ,Knat-
terkiste’. Solang-e Herr Ansgstuolis aus Memel den Rundfusnks
einpfang mit seinem Telegraphiesender stört, werden wir mit unserer
Kiste knatternl Wie du mir, so ich dirl«

Konflikt mit dem Vatikan.
Bor etwa vier Jahren kam es einmal zu einem scharfen Kon-

flikt zwischen der Kauener Regierung und dem
Batikan. Der Streit spitzte sich damals so zu, dasz der päpst-
liche Runtsius Monsignores Bartolloni aus Litauen
ausgewsiesen wurde. Seitdem ist der Batikan in Kauen nur noch
durch einen Geschäftsträge r vertreten. Ein Bruch konnte
damals nur durch ein Rachgeben dses Batikans vermieden wenden. Die
Beziehung-en zwischen Kauen und der Kurie chienen sich dann nach
Abschlufz eines Konkordats zu entspannen. etzt ist eine neue
B e r s ch ä r f u n g eingetreten. Der litauische Ehauvinismus, unter dem
das Memelland zu leiden hat, richtet sich in letzter Zeit auch mit zu-
nehmender Schärfe gegen den römischen Klerus. Die litauische
Regierung trachtet danach, die Machtpoisitionen
des»Kle·rus noch weiter einzuschränken und die Geist-
lichkeit mvglichst ganz vom Staate abhängig zu machen. Unter Um-
ständen kann sich aus dieser gespannten Lage ein Machtkampf
zwischen Kauen und Rom entwickeln, der auf der einen Seite die
Stellung der römischen Kirche im ganzen Rordosten und auf der
anderen Seite den Bestand des litauischen Staates berührt. In
Deutschland wird man jedenfalls dies-en Kampf mit angespanntem
Interesse verfolgen.

Gemeindewahlen in Litauem
Am 9. und 10. Rovember fanden in den Städten Lsitauens (ohne

Menielgebiet) die Wahlen zu den städtisrhenKörperschaften statt. Ins-
gesamt wurden (ohne die Landeshauptstadt Kauen) 348 Stadtverordnete
in 30 Städten gewählt. Davon entfallen auf die fremden Bolks-
gruppen 117 Stadtverordnete, und zwar auf die Juden 104, auf die
Polen 8 und auf die Deutschen 5. Gegenüber den letzten Wahlen, dsie
vor drei Jahren stattfanden, haben die Juden 22, die Deutschen J, die
Polen gleichfalls 3 und die Russeii 1 Sitz verloren. Die fremden
Bolksgruppen sind in den Parlamenten der Provsinzstädte Litauens
mit 33,6 v. H. (gegen früher 45 v. H.) der Sitze vertreten. Die Regie-
rungspartei hat in den meisten Städten mit grofzer Mehrheit gesiegt.

z-

Die Esten in Lettland.
So einig sich die Esten und Letten in der Bernichtung des baltischen

Deutschtums sind, so sehr gehen ihre Ansichten auseinander, sobald es

sich um die Letten in Estland und die Esten in Lettland handelt. Be-
sonders die Esten beschweren sich bitter über die lieblose Art, in der
ihre lettischen Freunde mit den in ihrem Staate lebenden Esten um-

springen. So brachte das ,,Waba Maa« am 16. Rovember den Bericht
über einen im ,,Bölkischen Klub« gehaltenen Bortrag über die Lage
der estnischen Bolksgruppe in Lettland. Deren Lage, heiszt es da,
sei ungünstiger als die der in Estland ansässigen Letten. Die lettische
Bolkszählung habe nur einen·Teil der Esten berücksichtigtDie wirk-
liche Zahl der Esten in Lettland betrage 10000—12000.
wogegen in Estland nur 3600 Letten wohnen. Die Zahl der est-
n»ischen Schulen in Lettland sei gering und gehe ständig zu-
ru«ck.Auf 3900 Esten komme eine Schule. Bis jetzt seien in Lettland
f·unf estnische Schulen geschlossen worden, nur vier
Schulen seien ubrig geblieben. Zwischen Estland und Lettland bestehe
eine Schulkonvention, laut der in Lettland eine estnische Schule
eingerichtet werden musz, wenn 9—15 estnische Kinder dazu vor-

handen sind. Die Bedingungen dieser Konvention seien bisher nicht
erfüllt worden· Als ein weiteres Mittel der Lettisierung der estnischen
Bolksgruppe sei vor allem die zwangsweise Umsiedlung der Esten in
Lettland anzusehen. Dadurch werde die bisher geschlosseneSiedlung der
Esten in eineN Streusiedlung inmitten lettischer Siedler verwandelt.
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Nach Rauschnings Rücktritt
Am 23. Rovember ist der Danziger Senatspräsident

D r. Rausch ning zuriickgetreten. Da Dr. Rauschning schon
seit Monaten wegen schwerer Erkrankung sein Amt nicht
mehr ausüben konnte, kam die Rücktrittsecklärung, mit der er sich
von der Danziger Bevölkerung verabschiedete, nicht mehr iibecraschend.
»Durch mein Ausscl)eiden«,heiszt es u. a. in feiner Erklärung, »wird
sich an unseren groszen Zielen nichts ändern. Eine vielhundertjährige
Geschichte, da mannhafte Geschlechter, auf eigenen Füszen stehend und
aus eigener Kraft sich bewährend, Danzig Leben und deutschen Cha-
rakter erhielten, bleibe uns tägliches Vorbild und ernste Verpflichtung
Richt auf fremde Hilfe zu warten, sondern die rettenden Kräfte in
uns selber zu suchen, ist unsere vornehmste Aufgabe.« Dr. Rausch-
ning ist erst zurückgetreten, nachdem die Wahlen
vom 18. Rovember bewiesen hatten, dafz- seine
Partei das unbedingte Vertrauen der Bevölke-

rung des Freistaates genieszt. Das Ergebnis der Wahlen
musz von vornherein allen Gerüchten und Kombinationen den Boden
entziehen, die davon wissen wollen, dafz der erste nationalsozialistische
Senatspräsident der Freien Stadt Danzig dem Druck einer Opposition
zu weichen gezwungen gewesen wäre. Es hat in den letzten Monaten
vor allem in der polnischen Presse nicht an solchen Gerüchten über
einen Konflikt zwischensSenat und Partei, über wachsende Schwierig-
keiten der nationalsozialistischen Bewegung uiid dergleichen gefehlt.
Wenn diese Gerüchte zuträfen, hätte der 18. November wohl schwer-—
lich dieses Ergebnis gebracht.

Dr. Rauschning hat Danzig in der schwierigen Jeit des
auszens und innenpolitischen Umbruchs geleitet. Er
hat als Präsident des Senates dem Rationalsozialismus den Weg zur
alleinigen Führung im Staate geebnet. Darin liegt sein bleibendes

Verdienst. Jetzt, bei seinem Ausscheiden aus dem Amte, das er seinem
Stellvertreter-, Senatsvizepräsident Greiser, bereits im September
dieses Jahres in einem Schreiben aus Genf ankündigte. lohnt es wohl,
sich einmal die Hauptetappen des Weges in die Erinnerung
zurückzurufen, die Danzig unter seiner Führung auf aufzenpolitischem
Gebiete zurückgelegt hat. Aufzenpvlitik bedeutet fiir Dan-
zig: Gestaltung des Verhältnisses zu Polen. Ent-
sprechend den Äuszerungen, die Rauschning wie Forster schon vor der

Machtergreifung getan hatten, dasz der Rationalsozialismus, sobald er

an die Macht gekommen sei, an die Generalbereinigung des

Danzigspolnischen Verhältnisses herangehen werde,
stattete der Senatspräsident schon am Z. Juli 1933 zusammen mit seinem
Stellvertreter, dem Innensenator Greiser, der polnischen Regierung in

Warschau einen offiziellen Besuch ab. Kurz darauf begannen die Ver-
handlungen zwischen Danzig und Polen, die am 5. August und 18. Sep-
tember zu dem ersten grundlegenden Abkommen über die Ausnutzu ng
des Danziger Hafens durch die Polen und über die
Rechte der polnischen Bolksgruppe in Danzig
führten.

Ein entscheidender Schritt zum Abban der offenen Feindselig-
keiten zwischen der deutschen Stadt und dein polnischen Staate war

damit getan. Der Erfolg der Verständigungsbemühungen wurde durch
den offiziellen Besuch des polnischen Ministerpräsidenten und des
Handelsministers in Danzig bestätigt. Auf der anschlieszenden Sep-
tembertagung des Völkerbundes blieb den Genfer Stellen nur übrig,
die in direkten Verhandlungen erzielten Fortschritte zur Kenntnis zu
nehmen. Von den damals noch schwebenden 34 Streitfragen wurde
binnen kurzem über die Hälfte geregelt. Und während dann die über-—
aus schwierigen nnd mehrmals stockenden Verhandlungen über die

Danzigspolnischen Zoll-— und Vsirtsrhaftsfragen
aufgenommen wurden, fuhr Dr. Rauschning im Dezember 1933 zum
zweiten Male nach Warschan, wo er u. a. eine längere persönliche
Rücksprache mit Marschall Pilsudski hatte. Nach einer längeren
Jeitspanne kam im Juni 1934 eine Vereinbarung über die

Frage der Hafenpolizei zustande. llnd Anfang August, ein

Jahr nach dem ersten grundlegenden Abkommen, wurde auch das grosze
wirtschaftliche Vertragswerk zustandegebracht, das den Danzigspolnischen
Warenverkehr, die Kontingent-, Zoll- und sonstigen bis dahin noch un-

erledigten oder nur provisorisch beigelegten Streitfragen regelte. Unter
der Präsidentschaft Rauschnings ist so eine völlig neue Grundlage der

Danzig—-polnischenBeziehungen erstanden, die freilich nur dann tragfähig
sein kann, wenn auch Polen sich an Geist und Absicht der Ver-

träge hält.
Dr. Rauschning scheidet aus seinem Amt als der Mann, der dem

Danzig-polnischen Verhältnis nach einem Jahrzehnt fast ausweglosen
Kampfes neue Entwicklungsmöglichkeit gegeben hat. A n diesem
Kurs wird durch den Rücktritt Rauschnings nichts
geändert. Bon der Pressestelle des Senates ist amtlich mitgeteilt
worden, »daß die bisherige Politik des Senats weiter verfolgt werden
wird. Die Regierung wird insbesondere die freundschaftlichen Be-

ziehungen zur Republik Polen aufrecht erhalten und weiter fördern.
Auch wird sie genau so wie bisher in der önnenpolitik sich an die

Grenzen halten, die ihr durch die vom Völkerbund garantierte Vec-

fassung gesetzt sind. Aufgabe des Volkstages wird es sein, in nächster
Jeit die Wahl des neuen Präsidenten vorzunehmen und die Regierung
zu ergänzen.«

Die polnische Regierungspresse hat diese Mitteilung
zur Kenntnis genommen, ohne weitere Bemerkungen daran zu knüpfen.
Je gröfzer aber die Politische Entfernung der Blätter vom Jentrnm
des Regierungsblocks ist, Umsso kritischer und aggressiver werden ihre
Kommentare. Der ,,Kurier Poznanski« z.B. sieht so etwas

ähnliches wie eine Diktatur des Gauleiters Forster voraus. Forster
werde, so meint er, die ,,endgültige Gleichschaltung« der Freien Stadt
mit dem Deutschen Reiche vollziehen. Das Blatt will es dem Gau-
leiter einfach nicht glauben, dasz er die von Ranschning einsehaltene
politische Linie der Achtung vor der Verfassung und der Zusammen-
arbeit mit Polen fortführen werde. Gegen diese Ungläubigkeit läszt
sich nichts machen, da sie weniger aus der Kenntnis der Dinge. als
aus der Voreingenommenheit des Posener ,Kurjer« entspringt. Glück-

licherweise hat Forster sich seiner Politik wegen nicht mit den national-

demokratisschen Dogmatikern, sondern mit den Praktikern des pol-
nischen Regierungsblockes auseinsanderzusetzen Und diese werden sicb
wohl weniger der Glaubwiirdigkeit dessen verschliefzen, was .,Der
D a n z i g e r V o r p v st e n«, das amtliche Organder RSDAP über

die Auswirkungen des Rücktritts Rauschnings geschrieben hat:
,.,...Der von der RSDAP. bewufzt beschrittene poli-
tisch e Weg (einer dauernden Befriedung des Danzig-polnischen Ver-—

hältnisses)ist nichtan eine Person gebunden;er ist vor. mit
und nach Dr. Rauschning der gleiche für die Viollfiihrnnq einer Auf-
gabe, die die deutsche Bevölkerung Danzigs in ihrem Schicksal, das

ihr aufgezwungen wurde, zu erfüllen hat... Personenwechsel
bedeutet beim Rationalsozialisinus nicht Kurs-
w e ch s e l.«

Am 28. November wurde der bisherige Vizeprälsident des Senates
und Znnensenator, Arthur Karl G r e i s e r, der bisher schon die Stell-
vertretung Dr. Rauschnings innehatte, mit 41 Stimmen der RSDAP
zum Rskachfolger Rauschnings gewählt.

Das polnisch-französischeBündnis.
Zu dem Ehor der polnischen Zeitungen, dsie sich gegen die Bevor-—

mundung durch Frankreich zur Wehr setzen, gehört auch das Vlatt
des Wojewoden Grazynski. An sich ist das kein Wunder. Denn dsie
»Pvlska Jachodnia« ist ein Organ des Regierungsblocks. Aber
es wirkt doch etwas komisch, wenn ein Blatt sich dem grofzen Frank-
reich gegenüber so ,,mut-ig«benimmt, das jedesmal vor lauter Angst
in Schreikämpfe verfällt, wenn sich ein kleiner ostoberschlesischer Kumpel
zum Deutschtum bekennt. Die ,,Polska Zachodnia« schreibt:

Fiiirst Bismarrk habe einmal das gegenseitige Verhältnis zweier
Verbündeter mit dem Verhalten eines Pferdes zu seinem Reiter ver-—

glichen. Der eine der Verbündeten müsse der leitende Eeil sein. dessen
Willen bei seine-m Partner ausschlaggebend ist, der zweite müsse sich
seinem Berbündeten vollständig untero·rdnen; dann nur sei die Gewähr
für diie Dauer und das Wohlergehen eines Bündnisses gegeben. Beim
Lesen ider französischenBlätter in der letzten Zeit werde dem polnischen
Leser die Gestalt Bismarcks unwillkürlich vor Augen geführt. Man
bekomme den Eindruck, dafz die französischenPublizisten und Politiker
die Ansicht Bismarcks auf die po·ln-isch-französischenBeziehungen über-
traigen wollten. »Das Bild des französischen Reiters
nnd des polnischen Pferdes ist fiir die französischen
Publizisten noch immer das Symbol des Bündnis-

verhältnisses Frankreichs und Polens.« Man wundere

sich in Frankreich und könne es nicht begreifen, dasz das regierende
Polen nur eine solche Politik betreibe, die nur Polen und niemand
anderem Vorteile bringe. Es unterliege heute schon gar keiner Dis-

kussion mehr, dafz Polen in das französisch-polnische
Biündnsis das Kapital seiner Macht, eines Grofzs
staates in Mitteleuropa hineintrage, eines Staates,
der es bereits im Jahre 1920 verstand, sein-e Grenzen zu schützen,der
es fertig brachte, ohne einen Pfennig Entschädigung das Land aus

den Kriegsverheerungen aufzubauen (d·ie Entschädigunghat Polen sich
auf andere Weise, auf Kosten der verdrängt-en Deutschen geholtl), der
es verstand, trotz-seiner überaus ungünstigen geopolitischen Lage seine
Unabhängigkeit zu bewahren und seine Macht zu entwickeln, der in
der sowjetrussischen Zange auf sich selbst angewiesen war und dem es

gelang, den Pfeil-er der Sicherstellung des Friedens Iin diesem Eeil
Europas zu bilden und der um sich die baltischen Staaten gruppierte (?).
Polen werde nicht eine Art von Bündnis verteidigen, das von dem

Standpunkt ausgehe. Polen könne sich auf irgendwelche französissche
Pläne einigen und sogar zu ihrer Verwirklichung beitragen, obwohl
Polen keine Vorteile davon habe. Polen sei um seine eigenen Inter-

essenlbesorgt, denn Polen habe in Rapallo, in Locarno, im Biererpakt
und in der Gleichberechtigungserklärungvom 11. Dezember 1932 er-—

fahren, dasj, wenn es sich nicht um sich selbst kümmere, niemand für
es sorgen werde. Es sei allerdings hervorzuheben. dasz
Polen nicht die Absicht habe, das Bündnis zu lösen.
Es will jedoch ein Bündnis als Glseicher unter Gleichen, es will, dasz
Frankreich verstehe, dafz esin gleichberechtigtes Polen für
die französische Sicherheitspolitik einen grofzen
Faktor darstellt.
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Das Erbhotgefelz,die Landliilfeund die Polen in Deutschland.
··

··
«imer latte gegen den Beschlusz des-Anerbengerichtsauf

EinzälgucnlcsodliiisHostin die Erbhöferollesofortige Beschwerdeein-—
gelegt nnd diese mit seiner Z ugehorilgkeit zzii

r polnischeii
Minderheit begründet. Das Preufzische bandeserbhofk
g e rich t i n E e l l e hat die Beschioerde ziiruckgewiesen, und zwar mit

, n :
- -folgDneiieiniBGgiiliikdkilthvon A Band ll Blatt 43»eingetr»ageneHof steht

im Eigentum der Eheleute B., die in allgemeiner Gutergemeinschaft
leben.

«

Der Eigentümer-.Eheinann B» wendet ein. dafz die Eintragnng
des Hofes in die Erbhöferolle nicht in B-e.tracht(komme,iveil er· dem

polnischenVolkstuin angehöre. Er sei sslawischenBlutes und tslawischen
Volkstums Der gegen die Aufnahme eingelegte Einspruchist zuruck-
gewiesen worden. Die dagegen von dem Eheinann eingelegteso-
fortige Beschwerde ist iinbegriiiidet. Es ist zwar« richiig, dafz die

Präanibel des Reichserbhofgesetzes in den Eingangs-
werten erklärt. dafz die Reichsregierung unter Sicherungalter deutscher
Erbsitte das Bauerntuin als Vlutguelle des deutschenVolkes erhalten
will. In Absatz 7 defiiiiert aber auch das REIG. das Wort »deuts)ch,

indem es den Deutschen gieichsetzt denjenigen, er
stammesqleicheii Blutes ist. Was die»8spassung(o»staichiknieeå-gleichen Blutes« bedeutet, ist iin Gesetz nicht definiert. . as« .d

,

sagt nur negativ, dafz ftammesgleichenVlutes»«derienigenicht·»ift..er
unter seinen Vorfahren väterlicher-oder mutterlicherseits fndisches
oder farbiges Blut hat. Positio gibt das Gesetz keine Bestimmung.
Trotzdem wäre es ivohl irrig anzunehmen,dasz alles Blut. das wede;iiidisch noch facbig ist, stamniesgleich»ist.StammesgleilcPsi«vielmehr nur diejenigen Voolker. die in gesc) offe-
iier Volkstnmssiedlung seit geschichtlicher Zeit in

E u ro pa b e h e i m a t et s i n d. (Vgl. Vogels AnmerkungL b zii

§ 13 REG.) Demnach ist der Slawe als» europaischer
Arier im Sinne des REG. stanimesgleicl).»

B —

Die Grundstiickseigentümer sind daher baiiernfahig. Der e-

schiverdeführer verkennt auch den Geist und den ZweckdesJejetzlesfDer Geist und der Zweck des Gesetzes ist auss)liefzic)
so aufzufassen, dafz es sich um ein Gesetz handelt, das »zum Schutz
und Riitzen des Bauern geschaffen ist. Es ist ein Amor-
aesetz. das einen neuen gesunden Bauernstand schaffen will. Der Ton

liegt in der Präambel nicht auf dem Worte ,.deutsch . sondern auf
dein Wort .,Bauerntun1«. Das ergibt sich daraus, dafz es durchaus
nicht eine überall in Deutschland geltende rein deutscheErbsitte zum

Gesetz macht. In vielen Teilen Deutschlandswird vielmehr die vom
c)iE.G oertretene Anerbensitte nicht·aeteilt.Richt nur die poliiische
Minderheitallein hat und kennt diese Erbsitte des Anerbenrechtes
nicht sondern diese Erbsitte haben viele andere deutscheErbstanime
ebenfallsnicht, die sogar Erbsitten gepflegt haben, die dieser Erbsitte
direkt widersprechen. Mit dem Reichserbhofgesetzhat der Gesetzgeber
eine Erbsitte von den vielen. die bestehen,herausgegriffemweil er

sie für besonders geeignet hält, um eiii«neiies kraftiges Bauerntum
zu schaffen. und nicht deswegen, weit es sich um sdeutsche Erbsitte han-
delt Da sonstige Bedenken siegen die Eintragung der ·Vefitziingin die

Erbihöferollenicht beigebrgcht sind, war die sofortige Beschwerde

ziirürkzuweifen » » «

’

) Psoleiibiind in Deutschland so hartnackii gegen die

AnZikdliinäkdeTLErbhofqelebesAuf div»si-chzuni Polentuin Bekennen-
deii wehrt«so ist hierfür außerdem ublichenEinwande. das- es sich

beim Crbssofqesetziiin eine neue ,,Germanisierungsniethode handle.

wohl aiich folgende liberlegung mafzgebend. siir einen Teil des Bau-
eriitnnis in Deutschland sind die im Reichserbhofgesetz niedergelegteii
Grundsätze etwas völlig Reues und sie werden von manchen Bauern
einfach deshalb, weil sie etwas Reues darstellen, zunächstmit einigem
Mifztrauen betrachtet, vor allem von de n Landwirtem die vom Geiste
des liberalistischeii Kapitalisinus angekränkelt sind, die im Grundund Boden eine Marktware sehen, nicht aber einen Besitz, der zu einer

bestimmten Haltung gegenüber der Sippe und der Gesamtheit ver-

pflichtet. Auf solche Landwirte scheint es der Polen-
bund abgesehen zu haben. Vielleicht läfzt sich doch diese oder
jene schwankende Gestalt un«"er ihnen, weil ihr das Reichserbhofgesetz
nicht gefällt und weil der Polenbund gegen die Anwendung des Ge-
setzes auf die Bauern ,,polnischen Volkstums« auftritt, zum Beitritt
zum Bund und damit zum Bekenntnis zum polnischen Volkstinii bewe-
gen? Eine ähnliche Spekulglion mag auch mitspielen. wenn der Polen-
bund z.B. gegen die Einbeziehung der polnischen Violkstumsangehäs
rigen in die Lan dhilfe stont macht.

Die polnischen Blätter in Deutschland veröffentlichten am 15. Ro-
vember unter der liberschrift »Die Landhilfe und die Polen
»in Deutschland« einen Artikel, in dem es u.a. heifzt: »Arbeits-
dienst und Oandhilfe sind Einrichtungen, die für das deutsche Volk
geschaffen wurden. Ebenso wie in allen anderen Fällen, die die Orga-
nisationen dieses Volkes betreffen, stehen die Polen in Deutschland
auch in diesem Falle auf dem Standpunkt. dafz sie in die oben erwähnten
Einrichtungen nicht einbezogen werden können. denn sie würden auf
diese Weise an rein nationaldentschen Aufgaben und Arbeiten teil-
nehmen. Die Teilnahme der Polen in Deutschland an
diesen Einrichtungen kann man nicht mit unserer
nationalen Eigenart in Einklang bringen, deren
Unverletzlichkeit uns in den Erklärungen der höchsten Stellen des
Deutschen Reiches zugesichert wurde. Diese Frage wurde in der
Praxis bisher am bezeichnendsten gelegentlich der staae der Zuge-—
hörigkeit der Polen zur Deutschen Arbeitsfront entschieden. Das zu-
ständige Ministerium erklärte damals. dafz die Mitgliedschaft in der
Deutschen Arbeitsfront mit einer Erklärung über die Zugehörigkeit
zum deutschen Volke gleichbedeutend sei. Polen könnten daher dieser
Einrichtung nicht angehören. Wir sind daher überzeugt,sdafz auch die
Beteiligung der Polen in Deutschland an allen anderen Einrichtungendes deutschen Volkes ebenso geregelt werden wird. Sie unterscheiden
sich nämlich. sofern es sich um ihren Ehargkter handelt, durch nichts
von der Arbeitsfront.«

Die volnischen Blätter behaupten nun dafz diese Frage an Handeines Einzelfalles bereits grundsätzlich geklärt sei. Es handelt sichdabei ·um den sall eines Berliner Polen. der sich unter Hinweis
auf seine Volkszugehäriakeit aeweigert hatte. zur Landhilfe zu gehen.
und an den das Arbeitsanit daraufhin die Unterstützungszahlungen
eingestellthatte. Auf eine Eingabe an das Reichsarbeitss
ministeriuni hat der Polenbund am 8. November die Mitteilungerhalten. dafz der Präsident des Pandesarbeitsamtes Brandenburg
voin Präsidenten der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar-
beitslosenversicherungaufgefordert worden sei. dem zuständigen Ar-
beitsgint anfzusseben die Einstellung der Unterstützunaszablungenan
den betroffenen Polen aufzuheben. Die polnischen Blätter glauben
daraus schließenzu können. dass die Polen in Deutschland nicht ver-
pflichtet seien an der Lan-dhilfe teilzunehmen und dan ihnen aus diesem
Grunde die Unterstützungnicht entzogen werden dürfe.

Die Tarnowitzer Knappschaft in Gefahr!
«

« ·

ielle La«e der Tarnowitzer Knappschaftist geradezuhoff-—iiiiiiFslleosfmgaeliriordenqDerRentner hat »sich«eine allgemeine Unruhe
bemächtigt Sie befürchten mit Recl)t.»die ihnen zustehenden cBezuge
ganz oder teilweise zu verlieren. Auf einer cZiersammlungIdeeknapsp
schaftsältestenlegte Knappschaftsdirektor Dr. «P0»»kH k 0 die finanzielle
Lage der Knappschaft dar: In den ersten·drei Vierteln dieses Zahres
hat sich ein Defizit von t,3 Millionen Zlotgergebein und

dieses Defizit wird sich bis Ende des Jahres wahrscheinlichbis auf
2 Millionen Zlotg steigern. Iiii gleichen Verhaltnis haben»sichdie
R e s e r o e n v e r r i n g e r t. Man rechnet damit. dafz sie im kom-

iiienden Zahr nur noch 400000 Zlotg betragen werden. Zwar hat
die Knappfchaft von der Regierung eine Subventixonvon

3,9 Millionen Zlotu in Obligationen ·der « unen-

a nleihe erhalten, doch sind aus diese Suboentwnen schon An-

leihen aufgenommen worden. A us D e utschland sind durch das

übereinkommen mit der Reichsknappfchaft 6 M illio n en Z l otg
Zu e rwarten, doch sind davon erst »200000 Zlotu abgehobenwor-

den, während das übrige in Wertpapiereii angelegt ist,(derenlZins-
losung sich b i s zu m Z a h r e 1955 erstreckt. Wie Diotgka ies -

stellte:wird die Knappschaft im Juni des nachsten Zah-
res nicht mehr imstande sein. die. laufenden Renten

auszuzahlen. wenn sie nicht irgendeine Unter-

st Ü H U U a e r h ä l t. Dazu kommt noch. dafz die Knappschaftauf
Grund des Abkoinmens mit der Reichsknappsschafti m n a ch st e n

Jahr eine grofze Zahl von Invaliden aus Deutsch-
oberschlesien zu übernehmen haben wird. »DieKnappschaft
hat schon deswegen keine Aussicht auf Besserung ihrer finanziellen

Lage weil gegenwärtig auf zehn zahlende Mitglieder
elf Rentner kommen, während noch vor vier Zahren
drei zahlende Mitglieder auf einen Rentner kamen.
Gegenwärtig zahlt die Knappschaft a n 5 6 0 0 0 M i t g l i e d e r
Renten aus, denen nur 48 000 zahlende Mitglieder
gegenüberstehen Im nächsten Jahr sollen dazu weitere 1800 Rentner
kommen. Diese Zahlen, so stellte Knappschaftsdirektor D. Potgka fest.
erweisen die Notwendigkeit einer Herabsetzung »der
Ren te n. Wird diese Herabsetzung die 15 v o m H u ii d e rt be-
tragen soll. durchgeführt. so erspart die Knaposchaft Z 5 Mill. Zlotu.
Der Vorstand der Knavpschaft habe sich jedoch noch einmal an d i e

Wosewoidscbaft niit der dringen-den Bitte um Hilfe
» e w a n dt und gleichzeitig den Vorschlag unterbreitet. die V« e r -

sicheruna für den Fall der Invalidität bei Berg-
a r b e i te r n a u f z u h e b e n. Aufzerdem habe man den Vorschlagaeinarht eine allgemeine polnische Knappschaft zu
ariiiiden. zu der auch das Doinbroivaer nnd Kra-
kgner Gebiet aehöreii sollen.

In einer E n t sch l i e f- ii n g. die von der Versammlung aefafzt
wurde wird darauf hinaewiesen dan in fast allen euroväischenStaaten
nnd Pändern wie beispielsweise in Deutschland. Holland, England,Frankreich usw. der Staat laufende Beträge an die
Knappfchaktskafsen abführt. während das in Polen
n i cht d e r Z a l l ist. Die deutsche Regierung beispielsweise zahleder Reichsknanvschaft etwa 50 v. H. der Gesamtsumme der entlau-
fen-den Beiträge zu. Eine laufende staatliche Unterstützungivurde als
notwendig und gerechtfertigt bezeichnet.

«



Paderewski
Der Klavierspieler und Staatspräsident a. D. Ignatz Pades

rewski gibt z. Zt. seine Erinnerungen heraus. In einem Abschnitt
beschreibt er sein zweites Zusammentreffen mit dem amerikanischen
Präsidenten Woodrow -Wilson. Er sagt dort:

Die erste Aussprache über Polen mit Wilson hatte Oberst
Hause, dessen Denkmal im Paderewski-Park in Warschau steht.
Dank Oberst Hause begann sich Wilson im Jahre 1916 schon ein-
gehend-er für die polnische Frage zu interessieren. Den so vorbereiteten
Präsidenten der Bereinsisgten Staaten sah ich zum zweiten M ale
am 6. November 1916. Dies war so: Alle Organisationen zur
Hilfeleistung für die Kriegsopfer lder einzelnen Nationen hatten sirh
im Oktober 1916 an die Kanzlei des Präsidenten mit der Bitte um

Festsetzung eines Tages gewandt, an dem sie gemeinsam durch ihre
Bertretungen dem Präsidenten Wilsvn ihren Dank für die. Fürsorge
aussprechen könnten, die er ihren Bestrebung-en hatte angedeihen lassen.
Präsident Wilson ließ die einzelnen Organisationen wissen, daß er sie
am 6. November auf seinem Landsitz im Staate New Yersey empfangen
werde. Als wir diese Einladung erhielten, war uns nur bekannt. sdaß

sittlil
nächsten Tage, am 7. November, Präsidentenwahlen stattfinden

o ten.

Als sich mit der ganzen Abordnung am 6. November zur Audienz
fuhr, war mir der Text des am 5. November erschienenen öfter--
re«ich«isch-deutschen Manifestes in der polnischen Frage
bereits bekannt (d. h. »die Zweikaiserproklaniation über die Unab-
häsngigkeit Polens). Die Bereinigten Staaten waren immer noch
streng neutral. (Un-d die Kriegslieferungen an die Feinde Deutschlands?)
Ich fühlte, daß dieses Manifest in für Deiitfchland günstigem Sinne
auf die amerikanische Offentlsichkeit wirken werde. Ich war mir klar
darüber, daß ich heute über dieses Thema mit Wilsoii sprechen müßte.
Es ist verständlich,daß Wilson dieses Gespräch mit mir nicht in Geigen-
ivart der ganzen Abordnung führen konnte. Ich hatte keinen Ausweg,
als -einen Gewaltstreich zu unternehmen. Als wir im Borsalon auf
die Audienz warteten und der Sekretär uns meldete, daß der Präsident
uns bitten- lasse, ließ ich die Abordnung das Zimmer Wsilsons betreten,
während ich selber im Borsalon zurückblieb. Auf eine Frage des
Sekretärs erwiderte ich:
»Ich bitte den Herrn Präsidenten um eine Sonderaudienz, da ich
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und Willen.
als Vertreter der polnischen Nation(!)
kommen b-in.«

Das Gliück war mir günstig. Denn als narh 20 Minuten die Ab-

ordnung das Empfangszimmer Wilsons verließ. teilte mir der Sekretär
mit, daß »der Präsident mich bitten lasse. Sofort nach desr Begrüßung
fragte Wilsvn:
»Was denken Sie als Pole über das Man-ifest der beiden Kaiser?«
»Es ist dies kein Manifest zweier Kaiser, Herr-Prä-

sident, sondern der Aufruf zweier oberster Heer-
f ü h r e r.«

»Weshalb?«
,,Dieser Akt ist nicht einmal von den verantwortlichen Ministern

gegengezeichnet, wie dies die Berfassungen der Mittelmärhte vorsehen«
Wsilsvn schaute mich an, als ob er über diese Äußerung überrascht

wäre. Im Negime der Bereinigten Staaten ist das Staatsoberhaupt
gleichzeitig Borsitzender des M·inisterrats.
»So ist es. In der Tat, Sie haben recht«, erwiderte Wil«son.
»Dieses ganze Man-ifest«, fuhr ich fort, ,.muß mehr als stra-

tegische denn als politische Maßnahme angesehen
werden. Das cRekrutierungsreservvir beider Zentralmächte beginnt sich
zu erschöpfen. Deutschland und Osterreich schaffen die Fiktion des

polnischen Staates. der eo ipso ihr militärsischerBerbsündeter werden
unsd gegen eine Million frisches Soldatenmaterial liefern soll. Sie

rechnen damit, daß Poslen ihren Plan annehmen iverde.«
Ich stellte fest, sdiaßsirh Wilson gern unterhalten will. Ich ant-

wortete eingehend auf seine Fragen und äußerte aufrichtig meine

überzeugung, daß die Aussichten auf ein besseres Mor-

gen für Polen ausschließlich von einem Siege der
E n t e n t e a b h ä n g e. Die Unterredung dauerte länger als eine

halbe Stunde. Wilson verabschiedete mich mit folgenden Worten:

»Ich inn glücklich,daß Sie mich iin meinen Anschauungenbestärkt
haben. Meine überzeugung ist, idaß P o l e n a l s u n a b h a n g i g e r

und vereiiiigter Staaterstehenmuß.«
»

Am 22. Januar 1917 folgte die Botschaft des»Pra"siden-
ten Wilsvn an den Senat, durch die die polnische Frage von

einer inneren Angelegenheit der drei Teilungsmächte zu einer inter-
nationalen gemacht und auf internationalen Boden verpflanzt wurde.

hierher ge-

Der Wohnungsbau in Polen.
Der»Wohnungsmangel in Polen ist eine sder dringlichsten
und-größtenAufgaben, die Polen zu lösen hat, selbst wenn man die

wesentlichgeringeren sthnansprüche der Bevölkerung Polens gegen-

uber den Bevölkerungen mittels- und westeurvpäischerStaaten berück-

sichtigt. Eine private Wsohnbautätigkeit in den Städten Polens
hat sich seit dem Kriege bis heute nirgends in irgendwie nennenswertem

Umfange«entwickelt.Es fehlt infolge der gesetzlichen Maßnahmen.
die aufeine Ausschaltung jeder Bauspekulation und ganz auf Mieter-
'skh»utzeingestellt sind, jeder privatwirtschaftliche Anreiz

fur sden Bau von Wohngebäusden Durch den Krieg
waren nach einer amtlichen Zählung etwa 1837 000 Wohnräume zer-
stort worden; und die Bevölkerungsstatistik von 1921
ergab.ein Fehlen von 271000 Wohnräumen in Polen, wo-

bei als Norm angenommen worden war, daß auf einen Wohnzwerken
dienenden Raum 2,4 Personen treffen. Im Jahre 1926 stellte ein
Enqueteausschuß fest, daß es allein in d e r La n d e s h a u p t st a d t

Warschauöo OOOFamilien gibt,die keine eigene Woh-
n un g b esitz en. Inzwischen ist der Fehlbetrag an notwendigen
Wohnungenin Wsarschau auf 64 760 gestiegen. Wenn man eine Familie
nur mit drei Personen ansetzt, was zweifellos zu niedrig gegriffen ist,
dann«gibtes»in der Hauptstadt Polens also rund 200 000 Personen,
die nicht in einer eigenen Wohnung hausen. Das ist etwa der sechste
Teil der Einwsohnerschaftl

Das erste Gesetz, das zur staatlichen Förderung des
W o h n u n gs b a u e s bestimmt war, stammt aus dem Jahre 1925.

Es»wurdeein Fonds zur Unterstützung »der Bsautätig-
k eit in d e n St ä d t e n ins Leben gerufen. Die Durchführung der

staatlichen Kreditaktion wurde der B a n k G v s p v d a r st w a

K r a I o w e gsv ubertragen. Die Mittel, die von 1924 bis Ende Okto-
ber 1934 von »der Bank als Kredite hergegeben wurden, belaufen sich
auf 603,5 Mill. Zloty »undverteilen sich auf 24 772 Darlehen an

BaugenossenschaftenPrivatpersonen, öffentliche und humanitäre Insti-
tutionenund städtische Gemeinden. Bis zum Jahre 1932 wurden die
Mittel jedoch größtenteils so vergeben, daß die« B-evölkerungsteile.
denen Wohnungenam meisten fehlten, nur wenig-davon hatten. Erst
seit etwa zwei Jahren wird mehr darauf geachtet, daß mit den öffent-
lichen Mitteln vor allem K le in w v h n u n g e n hergestellt werden.

Auch die Unkosten für Baum-aterialien, für den Transpvrt und der-

gleichenwurdenvon Staats wegen gesenkt-. Seit April letzten Jahres
beschäftigtsich die Bank Gospodarstwa Krajowego auch mit der E r-

schließung «billig-en.Bau-terrains. Aus öffentlichen Mit-
teln,.dsie,sie zur Berfiigung stellt, werden die sog. .Terraininvestitionen,
wie»Straßenbau.Kanalissativm Gas--un-d Wasserleitungeii usw., durch-
gefuhrt Mit der Kredit- und Bauterrainaktivn hat sich der polnisrhe
Staat einerdringend notwendigen Arbeit- unterzoan. Deren Ansma.ße«
werden freilich durch-den Mangel an Mitteln beschränkt.

·

»Ganz der Volksbildung-«in Kattowitz.
Am it. November ist in Kattowitz ein polnisches »Ganz der

Volksbildung« eingeweiht worden. Der Bau dieses Hauses
wurde iin Jahre 1928 durch die Gesellschaft für Bvlkslesehallen be-

gonnen, die bis zum Jahre 1931 über 1 Million Zlotg dafür aufgewandt,
dann aber wegen des Fehlens weiterer Mittel den Bau eingestellt
bat. Daraufhin kaufte die Wosewodschaft von dem Berbande das im
Nohbau fertige Haus und ließ den Bau aus eigenen Mitteln fertig-
stellen. Er hat rund iZ Millionen Jloty gekostet »

Das Gebäude beherbergt im Erdgefkhoß die Geschäftsraume
der Gesellschaft für Bolkslesehallen nebst einer

Bolksbücherei und Lesehalle für Erwachsene und
einer Jiigendbücherei und -lesehalle. Weiter sind in dem

zum Teil viergeschvssigem in dem Ekkteil noch höher gezogenen Ge-
bäude untergebracht die Bibliothek des Kattowitzer Sejms
mit rund 100000 Bänden. die Abteilung der Woiewvdschaft
für Bildungsivesen außer der Schule, die Sektion für
Bolkstheater und der Berband plastisrher Künstler,
die Geschäftsstelle des P f a d p f i n d e r v e r b a n d e s für die Wofe-
wodschaft Schlesien sowie einige andere kulturelle Einrichtungen »Ein
großer Saal, der 500 Menschen aufnehmen kann, ist für Bortrage,
Konzerte und sonstige Veranstaltungen bestimmt.

»

Gelegentlich der Einweihung des Hauses sind einige Mitteilungen
über die bisherige Arbeit der Gesellschaft für. Volks-
lesehallen gemacht worden. Die Gesellschaft geht zuruck auf eine

nationalpolnische Kampforganisation. die bereits im Jahre 1880 in

vaen gegründet wurde und iin Jahre 1882 ihre Tätigkeit auch
auf Oberschlesien auszudehnen begann. Die von der Gesellschaft bis

zum Jahre 1910 in dem damals preußischenGebiet eingerichteten Volks-

büchereien werden mit 300 angegeben. Nach der Teilung Ober-

fchlesiens hat die Gesellschaft in der Woiewodschaft Schlesien eine große
Zahl von Büchereien eingerichtet. Nach den veröffentlichten Angaben
betrug die Zahl der Büchereien im Jahre l921l22 149 mit zusammen
22 200 Büchern und 5163 Lesern. an die 37 852 Ausleihiingen vor-

genommen wurden. Bis zum Jahre 1932l33 war die Zahl
der Büchereien auf 333 mit 153112 Büchern ge-
stiegen, die Zahl der Leser betrug 30 430, die
der Ausleihungen 571808. Diese Zahlen reichen zwar bei
weitem nicht an die des Bolksbüchereiwesens in der deutschenProvinz
Oberschlesien heran. sie find aber ein Zeichen reger Arbeit und gün-
stiger Entwicklung des polnischen Bolksbüchereiwesens in Ostoberschlesien.
Neben den Büchereien bestehen 4 0 L e s e h a l l e n ,

i n« d e n etn
Zeitungen und Zeitschriften ausliegen. Die Arbeit

ides Berbandes ist bisher durch die Behörden stark unterstützt worden.

Das wir-d auch in Zukunft geschehen. Und »die Gesellfchaft kann nun

von ihrem neuen, aut ausgestatteten Hauptquartier aus ihre Arbeit um

so wirksamer fortsetzen.
·



Das t er ic e Schulniinisterium hatte voni Senat der Prager
D e u t schlrknbliPii v e r s i t ät die Uhergabe»deraus dem.14.«Jahr-
hundert stammen-den G r ii n d u n g s i n s i g n«ie n«»der· Universitat an

das Rektorat der Prager Tschechischen Universitatgefordert. Der

deutschen Studentenschaft Prags hatte sich»sdieserdurchaus unbe-

rechtigten Forderung wegen eine starke EmporungbemaschtigtDer

Senat der Deutschen Universität hatte in einer Entschließun»die sor-
derung der tschechischen Behörden als unannehinbarbezeic net. öm

Zusammenhang mit dem Streit um die önsignienkames a m 24. R o -

vember zu blutigen Krawallen. «Diedeutschen»Studenten,
die von der Absicht eines Attentats auf ihre»Universitaterfahren
hatten, besetzten das Gebäude, um es oor·etwaigenGewalttaten des
tschechischen Pöbels zu

schützen
Gegen Mittag ruckte tat-sachlich eine

mehrere hundert Mann tarke Bande tschechischerStudenten vor das

Rektoratsgebäude der Deutschen Uiiiversitat. Utn 14 Uhr begann der
P ö b el, den der Leiter der Deinonstration, der Rektor der Tschechi-
schen Universität Prof. Domin, aufgeputschthatte.·«denSturm
auf das deutsche Rsektoratsgebaude Die tschechischen
Studenten drangen bis zum l. Stockwerk vor; sie ver wusteten di e

Räume des historischen und stawischen Seminars
o o l l k o m m e n. Der Zutritt zu den weiteren Stockwerkemin denen

sich die Griindungsinsignien und wertvolleGemalde befinden, wurde

den Angreifern durch die sich verfweifeltwehrendendeutschen Studen-

ten versperrt. Einer der Deutschen wurde niedergeschlagen und trug
e i n e k l a f f e n sd e K o p f w u n d e davon; mehrereandere deutsche
Studenten wurden gleichfalls v e cletzt. Die»tschechische Polizei
sah dem wiiften Treiben ihres akademischen Pobels lange Zeit taten-
los zu. Offenbar wartete sie daraiif,«dafz«es den Angreifern gelingen
werde, die önsignien der Deutschen Uninerfitatzu stehlenuiid damit eine
der beliebten «»vollendetenTatsachen« zu schaffen,die das amtliche
Prag dann zwar formell ,bedauert«s,praktischaber nicht mehr abge-
ändert hätte. Erst als der Angriff im. t. Stockwerk «zum Stehen
gebracht worden war und der geplante Diebstahlnicht gelingenwollte,
ariff die Polizei mit starken Abteilungen»ein.Darauf raumten die
tschechischenStudenten das Rektoratsgebaude; sie sohlten noch eine

Zeitlang auf der Strafze herum, beschimpftenin Sprechchorendas

Deutschtum und gingen dann auseinander. Die T-schechen,diese famosen
Erbpächter der Demokrati.e, haben sich mit dem Sturm auf
die Deutsche Universität selbst auf die unterste Stufe der europaischen
Kulturnationen gestellt. Ein Volk, dessenakademischeJugend ihre

nationale ,,Begeisterung«damit beweist, dafz sie wissenschaftliche Ar-
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beits- und Zorschungsstätten zerstört, weil sie einem anderen Volke
gehören, hat seinen Anspruch auf Achtung verwirkt. Aber Herr
Benesch stellt sich hin und erzählt, dasz Prag »norinale« oder gar
,,freundschaftliche Beziehungen« zu Deutschland unterhalte.

Von tschechischerRegierungsseite wird jetzt versucht, die Schuld aii
den Aus-schreitungen gegen die Deutsche Universitätder iiationalistischeii
Opposition in die Schuhe zu schieben. Es wird dabei auf -die Zu-
sammenstöfzezwischen den Demonstranten und der Polizei verwiesen.
die — was dabei verschwiegen wird — erst nach dem Sturm auf
das deutsche Rektoratsgebäude stattfanden. Bei einer Regierung, die
sichnoch niemals zii schwach erwiesen hat« wo es galt, die geringste
volkische Regung unter den nationalen Minderheiten mit deni bru-
talen Einsatz staatlicher Machtmittel zu Unterdrücken, kann eine solche
Entschuldigung nur als lächerlich und feig bezeichnet werden. Weni-
es aber zu den Errungenschaften der .,freien Demo-
kratie« des cPhilosophieprofessors auf dem Präsidentensesselgehört,
dafz der ,,siifze Pöbel« unter den Augen der Regierung
und vor oersammelter Polizei Kulturwerte zer-
stören darf. dann dürfte über den Staat der Masacgk und Beiiesch
das Urteil gefällt sein. Das Ziel der Regierung und das der randa-
lierenden tschechischen Studenten ist dasselbe gewesen: Sie ivollten beide
der Deutschen Prager Universität die ihr zustehenden Grundungs-
insignien nehmen. Die tschechischen Studenten haben in der Weise,
die ihiien am meisten liegt, ihre Regierung in sder Erreicbung des
gemeinsamen Ziels unterstützt Uiid sie haben es ja auch schliesslich
erreicht. Am 26. Rovember, dem dritten Tage der deutschfeindlicheii
Demvnstrati·onen,hat der Rektor der Deutschen Universität, Pros-
Grosser, dem Druck der Straf-e weicheiid, einer Kommission
des Unterrichtsmiiiisteriums »die önsigniew die seit
Jahrhunderten der Deutschen Universität gehören, iib e rge b e n. Es
handelt sich dabei um die 15 goldenen Ketten der akademischen Würden-
träger. umdas alte goldene Szepter des Rektors. die vier Szepter
der Zakultäten und um das alte Siegel aus dem Zahre 1348. Diese
Übergabe ist mehr als eine socmalität gewesen. Der Deutschen
Universität wurden die historisschen Wahrzeichen genommen, durch die
sie bisher als die Rechtsnachfolgerin der alten KaisersKarlssUniversität
gekennzeichnet war. eine Würde. die ihr von den Tschechen seit 1920
streitig gemacht wird —

zwar mit Unrecht, aber hinter dem Unrecht steht
die Gewalt. Wsas wir zu ider tibergabe zu sagen haben? Soldaten
pflegen ihre sahnen zu verbrennen, wenn man

zwingen will, sie dem Feinde zu übergeben...

Eiland-Woche
Dr. Pant und »das Reich Christi-Ä

«
«

rdevomVerbandDeutscherKatholiken
eine««n«Es)url.)ils1tlst-PKö n isig - s e i e r veranstaltet. Als gegen Schlug
der Veranstaltung der bekannte Dr. Pant· sprechen wollte. erhob ein

Teil der Versammelten Widerspruchgegen diesen Redner. dessenoffent-

tiches Auftreten allerdings auf einen volksbewufztenDeutsch-enin Pivien
wie eine Provokativn wirken mufz. Eine deutsche Zeitung in Kattowitx
von der man annehmen sollte, dafz ihr an Pant nichtallzu»vielliegt,

fiihlte sich zu folgender Feststellungveranlahts »Diese Storung der

religii Zsen Feier mufz verurteilt werden,auch wenn Dr. Pant als

Politiker noch so unectkcigllch·lik« Da§ Relkb, in dein
Christus König ist. ist ein .Reichdes Friedens. und wenn ging

christliche Versammlung sich in dieses Konigtum versenkenwill, dann
mufz sie die irdischen Dinge ausschalten . . . tsochg zog-he-
vollen Worte hätten vielleicht dann einen Sinn. wenn es nichteben Herr
Pant wäre, der die reinliche Scheidungzwischendem ,,Reich, in udem
Christus Köniq ist«,und der politischen Atnxpspbatem der seine«B»ur0-
räiume liege-n.«nichteinzuhalten perman. Zur die ,.sch.arfsinmgeliber-

legung. dafz der Pant, der in einer Christus-Feier eine fromme Rede

hält. ein anderer sein soll. als der Pant, der sonst gegen das»Deutsche
Reich hetzt, fehlt der Masse der katholischenDeutschenin Polen
glücklicherweisedie ,geistige ReifeJE Vernunftiaer schon.was die

erwähntedeutsche Zeitiiiig dann weiter schreibt: Es ware eigentlich doch
die Aufgabe des sestausschusses gewesen,dem Wunsche der Mit-
glieder zu folgen, die von vornherein gegen das Auftreten Pants Ein-

spruch erhoben.

Um das evangelifche Krankenhaus in Thom.

Der Vor tand des evangelislien DIOILDUIIEISIIAkrankenhaiisvereinsin Thorn ist ·an Grund einer Versu-
gnug des Chokngk Burgstarvsten abgesetzt worden. Der »ölustro»-
wanu Kurier Eo-d5i211ny« WUHV dOJU iU Clemensdas- dW

Amtsenthebung des cBtorstandes deshalb erfolgte, xpetlthtuten und

Tätigkeit des Vereins nicht mit dem Biereinsgesetzuhereinstimmenund
wessde Stnwft das ihm zustehende Aufsichtsrechtuber den Verein

nicht habe aiisiiben können. Anlasz zu dein Esingreifewhabeder beab-

sichtigte Verkauf des Krankenhauses an den Gemeinschaftsverband
in Vandshurg gegeben, durch den der Kreisausschufz angeblich ge-

rkhadkgtwoksdenwsws
jedoch die Verhältnisse dor-"ön Wirklichkeit liegen so,

X

auch die preufzischen Landräte kein Aufsichts recht iiber
das Krankenhaus be·safzen,also dieses Recht auch nicht auf den pol-
nischen Starosten übergegangen sein kann. Der Kreisaiisschufz hatte in
preufzischer Zeit das Recht, eine Anzahl von Personen der General-
versammlung des Vseceins zu präsentieren. aus denen dann einige zu
Vorstandsmitgliedern gewählt wurden. Von diesem Recht hat der
Kreisausschufz seit 1920 bis heiite nicht mehr Gebrauch gemacht. Ein
Eigentumsrecht an dem Krankenhaus steht dem Kreisausschufz ebenfalls
nicht zu. Der Verein ist alleiniger Eigentümer. Durch den Verkauf
des Krankenhauses an Biandsburg hätte der Kreisausschufi nicht im
miiidesten Verluste erlitten. sda von Bsandsburg alle Verpflichtungen
des bisherigen Krankenhausvereins übernommen würden. Ebenso wird
von seiten des Vereins bestritten.. dafz seine Statuten und seine Tätig-
keit nicht mit dem Bereinsaesetz iibereinstimniten.

Die Behauptung des polnischen Blattes. daf- die deutschen evange-
lischen Diakvnissen aermanisatorische Propaganda ge-
trieben und die polnischen Kranken nicht sachgemäfzgepflegt hätten,
so dafz sogar Todesgefahr vorgelegen hätte, verdient nur. niedriaer
gehängt zu werden. Wer den aufopfernden Pflegedienst der Diako-
nissen kennt. die noch niemals »in bezug auf Rationalität oder Kon-
fessionen Unterschiede gemacht haben, der weih. sdiah diese Behauptung
nur eine böswillige Verleumdung darstellt· Das werden
auch polnische Patienten. die dort aesnnd gepflegt worden sind. gewih
gern bekennen. Um eine eben solche Verleumdung handelt es sich bei
der Behauptung von der verheerenden Wirtschaft, die im Krankenhaus
gefiihrt worden wäre.

» »

Vion behördlicher Seite ist jetzt ein polnischer Kurator des
Kran kenha uses und ein Stellvertreter ernannt worden. Der
Verein hat diese Maßnahme selbstverständlichnicht widerspriichslos
hsingenommem sondern wird alle ihm zu Gebote stehenden Rechtsmittel
gebrauchen. um weiterhin sein Eieentiimsrecht an dem einzigen Kran-
kenhaus zu behaupten, das die Deut-schen von Thorii und Umgebung
noch besitzen.

Unerfreuliche Methoden.
Der langiährige Geschäftsführer des deutschen Seim-

b ii r o s in P o se n, H o ff m a n n, wurde gekiindigt und mit sofortiger
Wirkung b e u r la u b t. Hoffmann soll mit der Tätigkeit der so-
genannten »Deutschen Vereinigung« nicht einverstanden gewesen sein.
— Bei einer Veranstaltung der ..Deutschen Vereinigung« in Dirschau
hat ein Redner dieser Organisation erklärt. dasz s r e i m a n r e r u n d
Juden deutscher cNationalität (l) in die »D. V.« auf-



genommen werden. Die »D. «3.« iväre dazu da, sämtliche deutschen
Vereine, einschließlich der Freimaiirerlvgen, zu stützen.

Der verantwortliche Schriftleiter des »Pvinmereller
Tagehlattes«. Eitel Wersche, der seit zehn Jahren diese
Stelle bekleidet, ivurde entlassen, weil er den Herren von der

sogenannten ,,«Deutschen Vereinigung« nicht reaktionär genug ist«
Wersche bekennt sich zur Jungdeutschen Partei; er ist Vater von vier

unmündigen Kindern, was den Geschäftsführer des Berlages ,,Helivs«,
den Gutsbesitzer Kahmann-Bobau, nicht hindert, ihn auf die

Straße zu werfen. — Die Ortsgruppe Bojanowo der Jung-
deutschen Partei hatte in einem an das evangelische Pfarranit
des Ortes gerichteten Schreiben gebeten, am Totensvntitag für die

evangelischeGemeinde am Gefallenendenkmal auf dem Friedhof eine

Heldeiigedeiikfeier abhalten zu dürfen. Als Programm war

vorgesehen: Kirchenlied, Ansprarhe des Geistlichen, Namensverlesung der

Gefalleneii der Gemeinde, das Lied vom Kameraden, Thoral. Der

evangelische Gemeindekirchenrat. in dem alte Neaktionäre sitzen, lebnte
diese Bitte mit der Begründung ab, daß »Veranstaltungen politischer
Parteien« auf dem Friedhof nicht zulässig seien.

Die reaktionäre Haltung des vaener Koiisistvriuins hat
zu einem schweren Konflikt mit der deutschen Kirchengemeinde »inl
Welnau (Kisz»-kvwv)im Kreise Gneseii geführt. Zwei Mitglieder
des dortigen Kirchenrates, Molche und Wendorff. hatten den Geist-
tichen, Pastor Kriiiger, der ihnen der Sympathie für die Jungdeutsche
Bewegung und den Nationalsvzialismus verdächtig erschien. in nieder-—

trächtiger Weise beschimpft. Das Konsistorium mit Generalsupe-rinten-
dent D. Bla u ander Spitze stellte sich auf die Seite der reaktionären
Ouertreiber. Auf alle Beschiverdeii der Gemeinde wurden ungenügende
Antworten erteilt. Am 23. November wurde den kirchlichen Behörden
ein ultimativ gehaltenes Schreiben überreicht. in dem u. a. Neuwahl
des Gemeindekirchenr-ates. verlangt und im Ablehnungsfalte die Ein-

ltellung der Zahlung sämtlicher kirchlicher Abgaben und eventuell sogar
der geschlossene Austritt aus der Kirche angsekündigt wurde. Die

Forderungen der Gemeinde sind abgelehnt worden.

Ein polnischer Polizeibeamten
Ein unerhörter Fall von Nohheit eitles polnischen Polizeibeamten

hat sich kürzlich iii Groß-Dvmbrvwka (O-stoberschlesien) ereignet. In
dem Dorfe waren für 88 Kinder Anträge auf Errichtung einer deut-

schen Minderheitenschule eingerichtet und von der Gemeinde auch
beglaubigt worden. Einer der Antragsteller, der arbeitslvse Gruben-
arbeiter Johann Thvmalla, ivurde daraufhin am ts. November
auf die Polizeiwache des strfes bestellt und- dort von dem Kriminat-
beamteii Kwasnieivski nach den Nkamen der Personen gefragt,
die die Agitation fiir die Errichtung der deutschen Schule durchgeführt
haben. Als der Deutsche erklärte. das nicht zu wissen, überreichte
ihm der polnische Beamte mit den Worten: .,N u n, d an n io e r d e n

Sie mir das bis zum Sonnabend sagen; und das hier
nehmen sie als Belohn ung«. einen Zettel, den Thomalla dem
Schwiegervater des Beamten überbringen sollte. um dafür — zwei
Pfund Krakauer und ein Viertel Schnaps in Empfang
zu nehmen. Thomalla schickte den Zettel jedoch dem Osbnia nn der
J u n g de utsche n Part e i , der die weiteren Schritte iii dieser
schmierigen Bestechungsangelegenheit veranlassen sollte. Am Tage
darauf wurde er von neuem zur Polizeiwache geholt. Nach dem
Verbleib des Zettels befragt, gab Thvmalla dem Kwasniewski zunächst
eine ausweichende Antwort. Er erhielt darauf von dem polnischen
Beamten einen Faustschlag ins Gesicht, ivurde in der ge-
iiieinsten Vseise beschimpft und dann in den Tagesraum
der Wache gesperrt. wo er sich auf den Fußboden legen mußte.
Später ivurde der deutsche Arbeiter von dem polnischen Beamten
erneut mit Fußtritten und mit dem Gummiknüppel
mißhandelt. Thomalla ivurde bis zum nächsten Tage in
Polizeiarrest gehalten uiid dann. nachdem er sich nochmals
geweigert hatte. dem Beamten die geivünschten Namen zu verraten.
von diesem mit folgender Drohung entlassen: »Jetzt entlasse ich
Sie, aber unter der Bedingung. daß das Kind bis
Montag. den 19. November. nachmittags 2 Uhr. in
die polnische Schule angemeldet wird. Sie gehen sofort
zum Schulleiter und bringen diesem die Umschulung vor. Das For-—
mular erhalten Sie bei ngra (d.i. ein Aufständischer) in Groß-
Dombrvwka. Falls Sie das nicht tun, wird es Ihnen
iioch schlimmer· gehen als gestern und heute. Wir
werden Sie wieder abbvlen.« Der Zettel. den Thomalla von Kwas-
niewski erhalten hatte. ist inzwischen wieder in dessen Hände zurück-
aelanat Während nämlich Thomalla festgehalten wurde, wurde bei
dein Obmann der Jnngdeutschen Partei eine Haussuchung vorgenom-
men und der überbringer. den Thsvinalla mit dem Zettel zum Obmanii
geschickt hatte, verhaftet. Geschehen vvni 15. bis 17. November t934.

Ein Schlag gegen die deutschen Schulen in Kattowitz.
Der K a t t v iv i tz e r M a g i st r a-t hat beschlossen. im neuen Schul-

jahr i935l36 diejenigen Klassen des st ä d t i s ch e n K o p e r n i k u s -

und des Mädchengymnasiums zu schließen. die weniger als
20 Schüler aufweisen. Der Magistrat begründet diesen Bsorstoß gegen
die deutschen höheren Schulen der Stadt mit der Notwendigkeit Ein-—
sparungen im Budaet zu machen. Weil also durch die Betrügereien
und die Unfähigkeit polnischer städtischer Beamter Kattowiti in Schwie-
rigkeiteii geraten ist, sollen die deutschen Schüler ihren deutschen Unter-
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richt verlieren. Es wäre wohl gerechter und eiiiträgticher,einmal in deii
städtisrhen Biiros Umschau zu halten, ob dort noch finanzielle Mißk
bräuche abzustellen und Einsparsiingen zu machen sind.

Das deutsch-polnischeRundfunkabkommem
Der Neichssender Breslau hat am 22. November mit der prak-

tischen Anwendung des vor kurzem abgeschlossenen deutsch-polnischen
Nundfunkabkommens begonnen. Er veranstaltete «ein Konzert
unter dem Titel »Deutsche Volksmufik«, das auf die·polnischeii
Sender Warschau, Krakan, Posen, Wilna, Lodz
und Lemberg übertragen wurde. Es war das derAuftaki
für die vom Intendanten des Neichssenders Breslau, Hans Kriegs-
ler, geschaffene Sendereihe »Polen und Deutschland«.
Der Intendant sprach während des Konzerts zu dieser Bortcagsceihe
einleitende Worte. die auch ins Polnische übersetzt wurden. Er fuhrte
iii seiner Ansprarhe u. a. folgendes aus:

»Vor nicht allzu langer Zeit ging durch die gesamte deutsche und

auch aiisländische Presse die Nachricht von einem deutsch-polnischen
Nundfunkabkommen Damit soll und wird die freundschaftliche A n-

näherung zwischen diesen beiden Staaten aiuf kulturellein
Gebiet fortgesetzt werden, die bereits auf politischem und wirtschaft-
lichem Gebiete durch die Initiative unseres Neichskanzters Adolf
Hitler angebahnt wurde. D i e s e s A b k o m m e n ist fü r d e n

Bereich des Neichssenders Breslau von großer
Bedeutung, denn er ist von sämtlichen deutschen Neichssenderii
Polen am nächsten gelegen und kann daher auf Grund seiner guten
Hörbarkeit in Polen durch seine Sendungen am besten im Sinne dieses
Abkomrnens wirken. Ein verheißungsvvller Auftakt ist bereits durch
den Austausch von Konzerten gemacht worden. Am 24. Ok-
tober übernahm der Neichssender Breslau ein Tl)opin-Konzert und
heute abend übernehmen die polnischen Sender Warschau. Krakaii.
Posen, Visilna, Lvdz und Lemberg ein Konzert deutscher Volksmufik
vom Neichssender Breslau.

Aber damit nicht genug. Bereits vvr Monaten gab ich meinen zu-
ständigen Mitarbeitern den Auftraa. eine Vkvrtragsreihe unter dem

zusammenfassenden Titel ,,Polen und Deutschland« auszuarbeiten. A l l -

ioöchentlich wird nun beim Neichsssender Breslau
ein Vortrag aus dieser Reihe zur Sendung ge-—

langen. Diese Vortragsreihe ist nicht starr, sondern sie kann jeder-
zeit beliebig abgeändert und ergänzt werden. Die Vorträge sollen
alle wichtigen und wissenswerten politischen,
ivirtschaftlichen und kulturellen Fragen beider
Länder behandeln. Um dabei mit der notwendigen Objektivität
vorzugehen. sollen nicht nur deutsche Wissenschaftler und prominente
Persönlichkeiten zu Worte kommen, sondern auch anerkannte
Persönlichkeiten Polens. Wir werden sie nach Breslau
kommen lassen, damit sie von hier aus das Wort ergreifen können.

Diese Vortragsreihe soll selbstverständlich weiter durch den A us-

tausch von Konzerten aufgelockert werden, ja ich glaube, daß
es in absehbarer Zeit möglich sein muß und wird. auch v o m N e i kb s —-

sender Breslau aus Funkberichte in Polen zu machen.
ebenso wie es möglich sein wird. daß Polen Funkberirhte
in Deutschland macht. Dies würde der gaiigbarste Weg sein. uiii

allen Interessierten zu zeigen. wie es im Staate eines Marschall Pil-

sudski und im Staate eines Adolf Hitler aussieht. Möge das Ziel.
das «wir uns mit dieser Bortragsreihe gesteckt haben. erreicht werden.
nämlich die Vermittlung der Kenntnisse über die Eigentümlichkeiten
und Besonderheiten beider Länder-. Eine weitere Annäherung zwischen
Polen und Deutschland soll unter Beweis stellen. daß es uns mit
einer wirklichen Annäherung zwischen diesen beiden benachbarten
Ländern ernst ist.«

Propaganda für eine polnische wissenschaftliche Bächerei in

Allenstein.

»In der politischenPresse wird seit einiger Zeit für die Ein-—

richtung einer polnischen wissenschaftlichen Büche-
rei in Allenstein Propaganda gemacht. In einem Artikel des
MKurjer Pvznanski« vom IS. November heißt es hierüber
z.B.: Polnische Bücher seien im Ecinland früher eine Seltenheil
gewesen; neben Gebet-büchern habe man nur in wenigen polnischen
Familien weltliche Bücher in polnischer Sprache gefunden. Mit der
Grunsdnng der »Gazeta O«lsztynska«.die vor nicht ganz 50 Jahren
erfolgte, sei hier allmählich »ein geringer VZandel zum Bessereii« ein-

getreten. Der Herausgeber des Blattes habe sich um die Errichtung
einiger»polnischer »Wanderbüchereien bemüht. In der

Narhkriegszeit seien diese bescheidenen Büchereieii dann durch eine

Neihe neuer Bücher ergänzt worden. Aber das reiche noch bei weitem
nicht aus. ».,Viorallem«, heißt es dann weiter, »macht sich der M a ii -

get anivissenschaftlicher Literatur immer mehr bemerk-
bar. Die polnische Lehrerschaft. die mit der Orgsanisierung
des Minderheitsschulwesensim Ermland in Erscheinung trat. klagt
ftandig uber den Mangel an entsprechenden Büchern. Langfam be-

ginnt sich auch eine einheimische polnische Intelligenz-
schicht zu bilden, der ebenfalls sehr an einem guten. wissenschaftlichen
Buch gelegen ist. Auch die ermländisrhe Geistlichkeit t?) würde
sich an das Lesen polnsischer Bücher gewöhnen. wenn sie diese an Ort
nnd Stelle finden würde. Außerdem ist noch die erinländische J u g e n d
da. die ihre höheren Studien beendet hat. Sie ist zunächst nicht zahl-
reich. aber wertvoll, denn sie arbeitet wissenschaftlich Diese jüngeren
Forscher verbringen ihre Ferien in der Heimat und fühlen noch mehr
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als die Lehrer und Geistlichen den Mangel aii wissenschaftlicher Litera-

tiir. Hier gibt es«, meint das Blatt, «keiiienanderenAusweg als
den, eine wissenschaftliche Vilcherei einzurichten. Wirczweifelst nich.

daran. dasz nicht iiiir Biicl)haiidliingen, sondern auch privatpersonen
in freigebiger Weise Ospfer in Gestalt von wissenschaftlichenSucher-n
bringen würden. Und vielleicht würden sichauch sozial denkendeLeute

finden, die ganze Saniinluiigeii spendenuoiirden cAxlacniiiusznur den
Anfang machen und nicht auf ,l)e]sereZeiten warten. cWeiterheisztes.

,-Wo müszte die wissenschaftliche Bsiicherei entstehenz Natürlich m

A lleiisteiu. der Hauptstadt des Erinlandes »In ihm konzentriert
sich die po l n isch e Bie iv e g u n g. Vier halten sich auch p o l n isch e

Couristen und Wissenschaftler, die »das Ermland»besuchen,
am längsten auf. Auszerdem besitzt diese Stadt eine prarhtige
deutsche Bücherei, die in einein neu ausgebautenGebäudenn

Zentrum der Stadt untergebrarht ist« Die Eroffnung einerpolnischen
Bücher-ei könnte daher für Allenstein nur von« Nutzen sein« Auch
G efü hlsg rii n d e sprechen für «lelenst.ein.Wir wissen namlich, dasz

der ceniale Pole (ll) Nikolaus Kopernikus»zw·einialStatthalter von

Allensteiii war. Allensteiii ist daher die wurdisste Stadt, diesen so
irirhtigen polnischen kulturellen Vorposten zu besitzen. Wsas sich die

Allensteiner daran schon einbildeii werde-il

Der Polnifche Westverband.

Am 18. November fand in Warschau die schon seit langem»an——
ankündigte und mit Spannung erwartete Jahrestaguiig cdespolnischen
Westmarkeiivereins statt. An der Cagung nahmen 166 Peiegierteteil.

Der Kardiiialpriinas Hlon d. der Vorsitzende des cRegieruiigisbivckes
Oberst Slawek, General Orlicz-Dreszer und General Nor-
iv i d - N e u g e b a u e r hatten der Eagung, zu der Vertreter fast samt-
licher Ministerien und der polnischen diploniatischeiiVertretung in

Danng erschienen waren, in Eelegrammen begrufzt. »DenHöhepunktder
Eagung bildete der Bericht des Direktors Kudlicki. Er fuhrte ini

wesentlichen aus: Mit der grundlegendenÄnderungder deutsch-polnischen
Beziehungen müsse auch die Politik des Westmarkenvereins eine neue

Orientierung erfahren. Bisher sei es die Aufgabe des Verbandes
gewesen, die deutschen Einflüsse in der Kultur, Wirtschaft und Politik
Poleiis zu liquidiereii. Heute aber, ivo Polen zu einer Groszniachtheran-

geivachseii sei, sei eine solche ausgesprochen negative Betatsigung des

Westmarkenvereins nicht mehr am Platze-Die Hauptaufgabe
irserde in Zukunft vielmehr die Sorge um die kultu-

relle und nationale Tätigkeit der Polen in Deutsch-
land sein müssen. Diese Aufgabe werde die Anstrengung der

ganzen Volksgemeinschaft erfordern, die dieser »unerhört wichtigen vund
dringenden Aktion« moralisch und materiell zu Hilfe kommen müsse-

,,Zwifchen Norden und Osten.«

Unter diesem Csitel ist am 24. November im ,,D aiizige r V·o r-

po sten« die erste Nummer einer ständigen ,,Beil-age für Lite-

rat n r, Kunst und Wisse iisch aft« erschienen. Zweck und

Aufgabe dieser Beilage werden in einem einleitenden Artikel erlautert.
aus dein einige prograiiiiiiatische Sätze hervorgehobeii s·eien:»»Als
Diener einer Weltanscl)auung. von der abhängig zu sein wir mit»d«kelz
bekennen, der wir uns aus freiwilligem Entschlnsz als derallein gultigeii
verschworen haben, ist uns ein Platz angewiesen. Dieser Platz ist
nirht willkürlich gewählt. Er ergibt sich aus unserempraktischein
alltäglichen Lebensbedingungen Dieser Platz —- Danzig — liegt,
geistig gesehen, auf dem Schnittpuinkt zwischen Norden
und Osten . . . Aus dem Grundsatz alleiniger Gültigkeit der

nationalen Gemeinschaft als Ausgangspunkt allen

Denkens sseigekk sich logisch notwendig die Anerkennung fremden
Volkstums Dieser abstrakte Grundsatz jedoch kann und sdarf nicht
genügen, als ,,Briicke« oder ,,Cribüne« zu geistiger Auseinaiideksetzutlg
mit dem fremdvölkisschenNachbarn zu dienen. Diese Eribune mufz
ebenso in der Luft schweben wie ein auf der gleichen Voraussetzung
errichtetes Gebäude einer geistigen oder gar politischen Sginbiosedei«
Osstvölker. Uni es frei heraus zu sagen: Es ist nicht angaiigigp
iiirht möglich. niit Aussicht auf Erfolg von Delitlg
aus ein Studium fremden Vioilkstums in Aiigriss ZU

nehmen, bevor man nicht das eigene nordische
Wesen in seiner hier wirksamen Besendekhelt ek-

kannt und es mit starkem. gesistigem, national-
sozialistisrh bestimmtem Wollen zu neuem Erbluhen
in Wort und Tat geweckt hat. Von hier aus werden auch
wir· an eine oerständnisoolle Betrachtung des fremden Volkstums
beraugehen. dessen geistige Ausstrahlungen in unsere Landschaft hinein-—-
keicheili Indem IVik jedoch die Beschäftigungmit dein eigenen völkischeii
Grundelenient dei· Erforschung fremder Wesensart voranstellen. unter-—
scheiden wir uns von anderen Bestrebungen, die sich hier in Daiizig
unter der Keiinniarke ,i5stlich« als alleinige Erfüllung bisher vernach-
lässigter geistiger Aufgaben herauszustreichen beliebeii.« Kampf saat der

prograininatisrhe Artikel»der l i b e r a l i st issrh e n G e i st e s a rt an,

die sich noch in den Bereiche-ider Kunst und Wissenschaft festgeser hat,
Kampf auch dem Spieszertu in, besonders dem, das sich national-

sozialistisch zu tarnen versucht und Kampf schlieszlichauch den Leuten,
die ans mißverstandenerVolkstümlichkeit zu Vier-Lichtern des

Geistes geworden smd und alles das für unoiolkstijmlich erachten,
Was Ohne BeIUUhPUUlkhjhegkissen werden kann· Wenn diese neue

Beilage des nationalsetlgiiliischetlKampfblattes der Freien Stadt

Danzig ihre Aufgabeerfüllenwill. dann hat sie ein gehöriges Stück
Arbeit vor sich. OU Wunsch-en wäre, dafz alle Artikel —— aurh die
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wichtigeren Burhbesprechungen — niit dein vollen Namen der Verfasser
gezeichnet werden.

Schwedifch-polnifcheKulturbeziehungen.

» «

Der Krakauer »Ilustrowa n g K u rje i- E v d z i en n g« ver-

offeiitlichte ain 19. November einen Artikel iiber Karl Gustav
Fellenius, den das Blatt als einen »grofzen Freund Poleiis und

unermudlichenArbeiter auf dem Gebiete der kulturellen Annäheriing
zwischen Schweden und Polen« bezeichnet. Der Schilderung des Kra-

kauer ,,Kiirjer« nach ist Fellenius die treibende Kraft einer schwedisch-
polnischen Annäherung auf kulturelleni Gebiet, insofern also auch für
den deutschen Beobachter der ,,nördlichen Orientierung Polens« von

Interesse. Fellenius hat kürzlich vor der Schwedischspolnischen Gesell-
schaft in Stockholm, die mit auf seine Initiative zuriirkgeht, seinen
100. Vortrag über Polen gehalten. Seit der staatlichen Erneuerung
Polens betreibt er. in Schweden mit unerniüdlicher Energie die Pro-
pagierung der polnischen Kultur und die Verbreitung des Wissens iiber
das polnische.Volk. Seinen Bemühungen, schreibt das polnische Blatt,
verdankendie Universitätsbibliotheken in Warschau,
Dosen und Krakau hervorragende Geschenke in Gestalt groszer
Buchersammlungen»aus dem Gebiete der schwedischen Literatur und
Geschichte. So hat insbesondere die Jagiellonische Bibliothek in Krakaii
als Geschenk der Schwedischspolnischen Gesellschaft in Stockholm iiu

Jahre 1932 auf Betreibeii Fellenius’ eine über 1000 Bäiide unifassende
Biichersamnilung erhalten, die die gesamte schwedische Literatur und die

schwedischenlibersetzungen polnischer Autoreii enthält. In dem Be-
streben, die Kenntnis der schwedischen Sprache und
Kultur unter der polnischen Bevölkerung zu ver-

breiten, ivurde Fellenius der eigentliche Initiator und Niitschöpfer des

schwedischenLektoratsan der Jagiellonischen Universität, eines der norh
wenig zahlreichen Lektorate iii Polen, die als ausländische Stiftungen
ins Lebengerufenworden sind. Ferner sind auf Anregung und Betreibeii

Felleniusin einer Neihe von gröfzeren polnischen Städten, in Warschau,
Posem Lodz, Krakau und Gdingen, polnisch-srhwedisrhe Ge-—

sellschaften entstanden. »In Anerkennung seiner groszen Ver-
dienste um das polnische Volk«, so schliefzt das Krakauer Blatt seinen
Lobesartikel,wurde Fellenius von der polnischen Regierung der Orden
»Poloma Nestituta« verliehen.

500 000 Polen vor der Ausweisung?
Die. grofze Sorge um das Schicksal d e r

A r b e it er i n F r a n k r e i ch , wo jetzt eine riicksichtslo
aller·auslandisrh-e-n Arbeiter -angekün«d«igtist,
polnischen Presse iisn nicht miszzuverstehenden
zum.Ausdrurk. Es wird immer wieder mit Nachdruck darauf hin-
gewiesen,dasz die Polen seinerzeit nicht aus eigenem
Antrieb nach Frankreich abgewandert, sondern von

franzosischen Unternehmen und Behörden ange-

wo rben worden seien: Auch beständeii zwisrheii Frankreich und
Polen Vereinbarungenuber diese Arbeiter, die Frankreich einholten
inusse. Die Ausiveisungenwürden den Bestimmungen des Abkomniens
von.1919 widersprechen,das iii den Jahren 1920 und 1924 durch zu-

satzlicheBestimmungenerganzt wurde. In den Warschauer politischen
Kreisen sieht man iii der ganzen Aktion ein p o litisch e s D r u kk -

iiiittel gegen Polen.
Rakh den Berichten der polnischen Konsiilatsbehörden befanden sich

am 1.«Ianuar d. J. in Frankreich insgesamt 523 000

politische St a a t sa n g e h ö rii g e ; die Mehrzahl bildeten land-
Wirtschaftliche gewerblirheund Bergwerksarbeiter. Im Laufe von

zehn onaten dieses Jahres wurden 5000 Berg-
leute und Arbeiter aus der Arbeit entlassen und
sind nach»Polen zurückgekehrt Die Zahl der polnischen
Staatsangehorigen, die augenblicklich in Frankreich wohnen, wird auf
518009 berechnet.In dieser Zahl befinden sich etwa 100 000 landwirt-
ski)0stl;lkheArbeiter, etwa 90000 Bergarbeiter und über 60 000 ge-
werblirheArbeiter. Dank den Bemühungen der polnischen Konsulats-
behekdekl haben die entlassenen polnischen Bergarbeiter von den Gru-

bTenverwaltungenGeld zur Neise nach Polen und zum Transport ihres
anventars sowie eine einmalige Abfindung lin Höhe von 300—500 Fran-
ken erhalten. Man will dafür Sorge tragen, diasz auch die aus den

Fabriken und industriellen Anlagen eiitlassenen Arbeiter Gelsdmittel
zur Nurkskehrnach Polen erhalten. Nach ihrer Ankunft sin Polen
werden die Arbeiter im Arbeitsvermittlungsamt registriert und nach
Moglichkeit beschäftigt. Vorgesehen sind besondere Anordnungen, um
den aus Frankreich ausgewiesenen polnischen Arbeitern eine ent-
spkekhende Fürsorge sicherzustellen.

Konflikt zwischen der Armee und den ,,Wiadomofci Literackie«.

«

Die ,,Wiad o m osci Litera ck i e« sind das ,,fiihrende«
Literaturblatt Polens. Das Blatt gehört zwar dem Regie-
rungslager an, hat in diesem Lager aber seit langem entschiedene
Gegner. Denn in ihm kommt der zersetzende südische Geist
in demselbenAusmasze zur Geltung, wie man das früher in Deutsch-
IOUd bei den ,,führenden«Zeitschriften jüdischer Literaten gewohnt war.
Der betonteii D e u tsch f e i n»dl i ch k e it des Blattes entspricht seine
ebensogrosze Vorliebe fur den Biolscheivismiis auf poli-
klschemund kulturelleni Gebiet. Kein Wunder, wenn inan sich die
Schriftleitung des Blattes betrachtet: Juden sehen dich an —- Antoni

orman und MieczgslawGrycendlersGrgdzewski. Vor
kurzem haben nun die »Wiadomosri Literackie« eine Neportage »Der

p o l n i sch e n

se Aiisweisiing
kommt in der gesamten

Anklageii gegen Frankreich
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BZ e g d e s R e k r u t e n« gebracht. Durch diesen Bericht fühlten
sich die aktiven Offiziere beleidigt, was ja wohl auch der
Zweck der Veröffentlichung gewesen sein mag. In dem Organ des

polnischen Heeres, der ,,Polska Zbrosna", erschienen einige ,,offene
Briefe« von einzelnen 0ffizieren, ganzen Cruppenteilen und Beziehern
des Literaturblattes. An dem Protest gegen die »Wiad-omosci
Literackie« nahmen bald alle polnischen Garnisonen teil. Diese Protest-—
bewegung hat dann schließlich dadurch einen gleichsam amtlichen Cha-
rakter erhalten,«dafz das Kommando des Krakauer Wehr-
kreises allen ihm unterstellten sorniationen den Bezug der ge--
genannten Zeitschrift verbot. Der Befehl ist in allen Militärkasinos,
-Speiseräumen, -Heimen, -Lesehallen usw. angeschlagen worden.

Das Deutschtum in der Sowjetunion.
Rach den a mtlich en Angaben der Moskauer Regierung hat es

im Jahre 1926 im Gebiet der Sowjetunion1238 549

Deutsche russischer Staatsangehörigkeit gegeben.
Davon haben iiber eine Million Deutsche auf dem Lande gelebt. Auf
die einzelnen Staaten der Soswsetunion verteilen sich die Deutschen, wie
ivir der ausführlichen Zusammenstellung in ,,Ration und Staat«

(Rooniberheft 19Z4) entnehmen, wie folgt:
·

Russ. Soz. söderat Sowjet-Rep. . 806 301

Bzeiszruszland . . . · . . . . ? 075
Ukraine . . 393 924

Transkaukassien 25 327

Usbekistan . 4646

Curkmenistan . . 1 276

Von den Deut-schen der Russischen Sozialistischen södes
cativen Sowset-Republik siedelt die weitaus gröszte Gruppe
in sder Autonomen Republik der W-olgadeutschen,
nämlich 379 630. Weitere gröfzere Gruppen von Deutschen sind in

folgenden Gebieten verzeichnet:
Ragon Vordkaukasus (bes. Bez. Armawir und Cerek)
Sibiren (bes. Bez. Omsk und Slawgorosd) . . .

93 915

78 798
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Autonoine Republik der Kasaken (bes. Bez. Akmo«linsk) 51 102
Autonome Republsik der Krim . . . . . . . . . 43631
Gouvernement Saratow . . . . . . . . 41214

Ragon LeningradsKarelien (bes. Len«ingrad) . ZO 470
Von den 394 000 Deutschen der Ukrainischen Sozsialistischen

vajet-Republik entfallen 205 587 auf den R a g o n d e r St e p p e ;
und zwar sind die Deutschen sdort besonders stark vertreten in den

Bezirken Oldessa (rd. 71000), Melitopol (rd. 44 000), Rikolajew (rd.
31000) und Mariampol (rd. 26 000). Im Rayon Djneprope-
trowsk wird die Zahl der Deutschen msit 45 06"1 und im Ragon
des Bsergbaus mit 37 483 angegeben.

Vlon den etwa 7000 Deutschen der Weifzrussisch en Soziali-
stischen Sowjet-Republik sitzen 3356 im Bezirk M -osgr.

In der Cranskaukasischen Sozialistischen söderativen
SowjetsRepublik überwiegt im Gegensatz zu den bisher erwähnten
Gebieten das städtische Deutschtum das auf dem Lande. Die Re-

publik zählt nach den amtlichen Angaben 25 327 Deutsche, davon
17525 in den -Stäidten. Die Stadt Ba ku alle-in zählt 6357 Deutsche;
in anderen städtischen Siedlungen der Republik Aserbeidschan
werden 3856 Deutsche verzeichnet. Die Stadt Ciflis weist 3156

Deutsche aus; die iibrigen städtischen Siedlungen der cRepublik
Georgien (mit insgesamt iiber 12000 Deutschen) sind mit 3872

Deutschen verzeichnet.

Neue Bahnverbindung Warschau-Krakau.
Am 24. November wurde die neue Eisenbahnstrecke Krakau—

R a d o in— W a r s ch a u in Anwesenheit des Ministerpräsidenten
Kozlowsk1, mehrerer Minister und hoher Persönlichkeiten des Regie-
rungsblockeseingeweiht. Reugebaut ist die Strecke Krakau—Miechow.
Sie ist 52 Km. lang und ist ein Abschnitt der groszen Hauptlinie
WarschaukKrakau iiber Rasdom——Kielce. Die neue Verbindung
Krakaus mit der Landeshauptstadt ist um 46 Km. kiirzer als die iiber
Petrikau—Cschenstochaufiihrende Strecke.

Forgeichichtliche
Die grofzen Crdarbeiten, die beim Bau der Reichsautobahnen, bei

den lansdwsirtschaftlichen Melioratsionen usw. notwendig sind, fördern
überall reiches vorgeschiichtliches Material zu Tage. Die
»Wissenschaftdes Spatens«, die vom Rationalsozialismus mit allen Mit-
teln gefördert wird, hat durch die Arbeitsbeschaffungsmafznahmen gleich-
sam als »Aebenprodukt« eine stille neuen Wissens-stoffes erhalten. Die
zahlreichen Liicken, dsie bisher noch im Wissen iiber das Leben unserer
Vorfahren bestehen. werden langsam gefiillt. Manche V o ru rte i l e ,

die gegen die ,,gern1anischen Barbaren« von Generation zu Generation
fort«bestasn-denund von den römisch ansgekränkelten Geistern und sonsti-
gen weltanschaulichen Interessenten geflissentlich gepflegt wurden, sind
durch die vor-geschichtliche Forschung bisher schon widerlegt und mit-
unter auch als bewuszte Böswilligkeiten gekennzeichnet worden. Was
hier am meisten interessiert, ist die Tatsache, dasz die häufigen Bunde,
die besonders lin letzter Zeit allenthalben in den Ostprooinzen gemacht
werden, immer von neuem wie-der die Lehre der deutschen Wissenschaft
bestätigen, dafz ganz Ostdeutschland viele Jahrhunderte,
bevor der erste Slawe dort auftauchte, germanischer
Heimatboden gewesen ist, und sdafz die germanischen
Stämme, die »in vorgeschichtlicher Zeit in den Län-
dern an Oder und Weichsel siedelten, auf einer
hohen Kulturstufe gestanden haben.

Das wird z. B. auch durch dsie sunde bestätigt, die unweit der
Grenze des Hultschiner Ländchens b ei B o j a n o w a m T a l r a n d e

der Zinna gemacht worden sind. Schon jahrzehntelang sind hier
die steinzeitslichen Siedlungen der nordischen Kultur

bekannt, aber erst in den letzten Jahren wurden bronzezeitliche
Siedlungen aus der Zeit von 1400 bis 500 v. Chr.
am Talrande der Zinna festgestellt. Diese bronzezeitlichen Siedlungen
liegen unweit der Stelle, wo der gröfzte ssindling Ober-

schlesiens gefunden worden ist, der heute als Chrenmal fiir die
gefallenen oberschlesischen SA-Männer auf dem Hvrst-Wessel-Platz
in Ratibor steht. War die Lage des bronzezeitlichen Dorfes bekannt,
so suchte man lange nach den dazugehörigen 8rsiedhöfen. Jetzt wurde

auch das Urnenfeld endlich gefunden. Beim Pflügen stiesj »ein Land-
wirt auf seine-m Felde, nördlich von Bojanow, auf Töpfe, die nur

10 Zentimeter unter der Ackeroberfläche zum Vorschein kamen. Gr

liefz den sund unberiührt im Boden und machte Meldung. Präparator
Hanske vom Landesamt fiir Vorgeschichte in Ratibor nahm eine
der ersten Ausgrabungen auf dem Urnenfelid vor. liberraschend und
wichtig ist das Ergebnis. G i n U r n e n g r a b der friihen Cisenzeit
mit Leichenbrand in einem Topf kam hier u. a. zutage; weiter eine
stille von schönen und zierlichen Cassen. Schalen
und Cöpfen, zum gröszten Teil schswarzglänzendgrafitiert und mit

Verzierungen geschmückt Wahrscheinlich aber ist durch den Pflug
schon manches zerstört worden; denn viele Scherben liegen auf dem
Acker umher. Wiederum sprechen die in Bosanow aufgefundenen Grä-
ber eine deutliche Sprache von der hohen Kultur der

siidschlesischen bronzezeitlichen Bewohner. Diese

Funde im Osten.
sind um die Mitte des i. vorchrisstlichen Jahrtausends aus diesem Ge-

biete verschwunden und wohl in den« Kriegswirren untergegiangen. Die

Jahrtausende lang bewohnt gewesenen Siedlungen waren. wie sich hier
feststellen läszt, auf-gegeben worden. Die letzten llrnenfelder dieses
Volkes sind im 6. Jahrtausend v. Chr. angelegt worden. In den

folgenden Jahrhunderten kamen von Osten dsie Skyten, von Süden die

indogermanischen Kelten, diie gerade das siidoberschlelische Gebiet einige
Jahrhunderte hindurch besetzt hielten, bis auch hier d i e german i -

sch en V and a le n aus Rordschlesien seszhaft wurden. Jahrhunderte-
lang lassen sich die Vsandaslen sin Siidoberschlesien beobachten, und gerade
aus der Völkerwanderungszeit liegen besonders reiche Siedlungsfunde
auf dem Gelände bei Bojanow vor.
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Vor dem Ende des Kohlenkrieges.
« «

a i en Ländern, so tritt England auch in Polen
tüchngrmhdänugtlsächchlichsteKonkurrent des deutschen
Aufzenha ndels auf. In den kleinen baltischenStaaten ist es

England verhältnismäßig leicht gefallen, an die fruher von Deutschland
behaupteteerste Stelle als Abnehmer und»zuniTeil auch als Lieferant
dieser Länder zu rücken. Dem handelsmachtigenEngland hatten die
kleinen Länder, deren Auszenhandel von einer deutschfeindlichenPolitik
beeinflufzt wurde, zu wenig eigene Krafte entgegenzusetzen,um iiichtbald
in eine mehr oder weniger starke Abhangigkeit von dem

—» politisch
erwünschten — englischen Handelspartner zu geraten. Weniger leicht
war es, mit Polen zum Zuge zu kommen. Denn Polen erwies sich
für das von Währungs- und Absatzsorgen heimgesuchte England sehr
bald als ein ernst zu nehmender Partner. Was den land-

iv i rtsch a f t l i kh e n Export anging, so geriet Polen zwar nicht anders

als die baltischen Länder in eine weitgehende Abhängigkeit von England.
Auf ind ustr i e llem Gebiete aber vermochte es dem.englischen Vor-·
dringen einen erheblich festeren Widerstand als die kleinen Ostseelandei
entgegenzusetzen. Und vor allem machte es sich fur den englischen
K oh le n e x p o r t in höchstem Maske unangenehmbemerkbar.»A n

der K o h«l e n k l i p p e sind bisher die englisch-
polnischen Handelsvertragsverhandlungeii immer

i der e eitert.
»

(

w

Englanghlaihsichim Laufe der Jahre dazu bequemenmüssen,Polen
hinsichtlich seines Kohlenexportes als einen gleichberechtigten Gegner,
mit dem man sich gütlich auseinandersetzenniufz, zu bewerten. Seit fast
neun Jahren dauert nun der englischkspolnjsche Kohlen-
krieg an, seitdem im Jahre 1925 Polen die«gunstigeGelegenheitdes

englischen Vergarbeiterstreiks dazu benutzte, sich auf den bisher vom

britischen Kohlenhandel beherrschten Absatzmarktemvor. allem den
nordischen Märkten, festzusetzen, und zwar mit der Absicht, diesen Gewinn
unter keinen Umständen freiwillig wieder herauszugeben. eid e

Länder haben im Kampf um die Kohlenmarkte
sch w e r e O p f e r g e b r a ch t; aber schlief-lich hat keinerden anderen
aus dem Feld schlagen können.«weiinPolen auch von seinen fruheren
Erfolgen wieder einiges eiiigebiifzt hat. Die lachenden Dritten sind die

Länder gewesen, in denen sich der Wettbewerb der polnischeiimit der

englischen Kohle abspielte. Polen hat seinen Export in zunehmendeni
Aiafze nur mehr zu V erlust preisen aufrecht zu erhalten vermocht.
Der Vinnenmarkt hat für die Verluste der Ausfuhr durch uberhohte
Kohlenpreise aufkommen müssen.»FUrPolen ist die Aufrechterhaltung
der Kohlenausfuhr eine Wahrung.s- und Sozialfrage
geworden. Der Verlust dieses Exportes wurde nicht nur das Ausbleibeii
der dringend notwendigen Devisen, sondern auch eine gefahrlicheVer-

mehrung der Arbeitslosigkeit im ostoberschlesischenIndustrierevier zur

Folge haben. Um das zu verhindern. ist Polen selbstvor der rucksichts-
losesten Unterbietung der Kohlenpreise im Ausland nicht zuruckgeschreckt

England hat auf verschiedene Weise versucht, den hartnackigen
Konkurrenten zur Kapitalation zu zwingen· Der Versuch der englischen
Diplomatie durch eine internationale Regelung der

Arbeitszeit in den VergwerkemPolen den Wettbewerb

durch eine Erhöhung der Gestehungskosten»seiner Kohle zu erschweren,
schlug fehl. Einen empfindlichen Schlag fuhrte London dannniit der

P f u n d e n t w e r t u n g auch gegen dle WünscheKohle. Jber cPolen
aelang es im wesentlichen. sich auch gegeti die damit verbundene Preis-
senkunqder englischen Kohle zu behCUpten Allerdings wurde es dadurch

doch so sehr in Mitleidenschaft gezogen, dafz es sich wenigstenszu
V e r h a nd l u n g e n bereit fand. Aber die Besprechungen, die 1 9 2 9
in Berlin und 1931 in London aufgenommen wurden, blieben-
schlieszlichohne Ergebnis. Die Gegner waren noch nicht müdegeworden.Da versuchte es England auf andere Weise. Es begann e i n e for m-

liche handelspvlitische Einkreisung Polens, indem
es nacheinander mit den nordischen und baltischen Staaten Verträgeabschlofz, in denen diese sich gegen entsprechende englische Zugestandnisse
zugunsten ihres landwirtschaftlichen Exportes verpflichteten, einen be-
stimmten Vonihundertsatz ihres Kohlenbedarfs in England zu decken.Polen bekam die Folgen dieses englischen Vorgehens bald zu spüren,
es biiszte einen Teil seines Kohlenexportes nach den auf diese Weise an

England gebundenen Ländern ein. Aber es rächte sich dadurch, dafz es

nunmehr mit seiner Kohle in die bis dahin von England
souverän beherrschten Absatzmärkte einbrach. Pol-
iiische Kohle tauchte in Italien, Gibraltar und den übrigen Mittelmeer-
ländern, in Indien, Afrika und selbst in Australien auf, und eines Tages
lief ein Dampfer mit polnischer Kohle sogar auf der Themse in London
ein — gleichsam als Warnung an die britische Regierung: V er-

ständigung oder hemmungsloser Kampfl Aber es hat
sich hierbei wohl schon um Verzweiflungsmafznahmen ge-
handelt. Die Verluste, die ein solcher Export einbringen mufzte, waren
für Polen kaum noch zu ertragen. überdies ging auch der landwirt-
schaftliche Export Polens nach England mengenmäszig,vor allein aber
wertmäfzig mit Riesensrhritten zurück. Auch England fing an, mürbe
zu werden-

Im A p r il d. J. fing man wieder an zu v e rh a n d e l n. Vertreter
der polnischen Kohlenwirtschaft gingen nach London, um mit den
englischen Grubenbesitzern Fühlung zu nehmen. Diese stellten damals
jedoch Forderungen, die Polen nicht annehmen konnte. Polen ging
noch einmal zu einem neuen Angriff auf die englischen Absatzmärkte
vor. Und im November, als die Kohlenbesprechungen
in Warschau wieder aufgenommen wurden, zeigten
sich die Engländer schon eher bereit. auf ie pol-
nischen Wünsche einzugehen. Der Kohlenkrieg scheint sich
seinem Eiide zu nähern. Die skandinavischen und die»
anderen Märkte, auf denen englische und polnische
Kohle miteinander konkurriereii, sollen durch die
Vereinbarung von Kontingenteii befriedet werden.
bei deren Bemessung der Zeitraum der letzten sechs Jahre zugrunde-
gelegt werden soll. In den skandinavischen Ländern wirft die Kohlen-
verständigung schoii ihre Schatten voraus: die Kohleiipreise ziehen an.

Wenn der Kohlenkrieg beigelegt wind, ist der
Weg zu einer weiteren Wirtschaftsverständigung
zwischen England und Polen geebnet. »Die beiderseitigen
Regierungen stehen zur Zeit wegen des Abschlusses eines Handels-
vetrtrages miteinander in Fühlung. Unabhängig davon schweben gegen-
wartig zivischen den Vertretern verschiedener Wirtschaftsgruppen der
beiden Länder Besprechungen. So waren kürzlich Delegierte der pol-
nischen Metall-— und Maschinen-, der chemischen und elektrotechnischen
Industrie iii England, um dort die Möglichkeiten der Einfuhr englischer
Industrierzeugnisse nach Polen ohne Störung der polnischen Industrie·
zu prüfen. Es liegt auf der Hand, dafz Deutschland an den
engl·isch-polnischen VZirtschaftsverhandlungen ein
lebhaftes Interesse haben inusz.

Zusammenarbeit Württemberg-Gstpreufzen.
ielt ich der ivürttembergische«Wirtschaft·smiiiijt»k

Dr Bäue-hzuirkekgliiliOstplreufzenauf, um die Moglsichkeiten einer Zu-«
sammesnarbeitzwischendem Süsdwejteii und dem cNordostenDeutschlands
auf dem Gebiete der Siedlung an Ort uiid·Stellezu prufen. Die Vor-

aussetzung zu einer solchen Zusammenarbeit ist sowohl durch die Cat-

sache gegeben, dafz Württemberg Menschen abgeben,Ostpreuszenyaber
aufnehmen kann, wie auch daidutkh,dofi dsOS Zlel· des Stich-Koch-
Plasnes dsie Schaffunsg einer Vevolkerungs-»un·dSozialstruktur in Ost-
preufzen ist, die derjenigen Württembergsmoglichstahiieltz

liber seine Erfahrungen und Ansichten .uber .eine sudivest-iioi«d-
östliche Zusammenarbeit hat sich Dr. Lehnischeinem Vertreter der

»Rheini·sch-WestfäslisrheiiZeitung« gegenuber u. a. folgendermaszen
geäußert:

»
»

»

bi te des We tens und des Sudens, insbesondereWurttenz.-bleerlgergilikikizsgcheneabgeben klannteitDabei handelees sich sowohl um die

b äiie rlich e Siedlung als auch um die Verpflanzung thu. »Ge-
werbetreibenden und Unternehmern nWesentlichsei da-

bei, dafz Menschen nach dem Osten kommen,die»iuberreiche Erfah-
tun-gen und gründliches Wsissen auf»ihrem Gebiete·verfügen. Das

Streben sei, geschlossene scl)tPO»b-!IcheAiisledlutlgen zu

schaffen. Zu diesem Zwecke sei eine besondere SiedlungskGeseIt-
schaft, die cZTor-d·.ssiedlung G.m.b.H. geschaffen worden, die nicht
nur Württemberger. sondern auch Vadener, Sachsen»und Westfalien
ansiedeln jene. und idie bereits ihre praktische Axbeit m Merklenhura
Pommern und Schlesien aufgenommen habe:vFur Ostpreufzen sei an

die Zusammenarbeit mit der OitpkeUfklicheU Handgelen-
schaft gedacht. Ostpreuszen verspreche sich, die in Schwaden

Der entoölkerte Osten brauche Mensch-en, während dsie

ruhenden Kräfte und Erfahrungen nutzbar machen
zu kö n ii e n. Wiürttembergseinerseits hoffe. seiner liberschuszbevölkes
rung neue Entwickluiigsmöglischkesitenzu eröffnen und durch die enge
Verbindung mit seinen nach Ostpreuszen gehenden Menschen auch der.
Wirtschaft der engeren Heimat zu dienen. Liber all diesen Erwägungen
schwebe der grosze Gedanke, dein Aufbau des deutschen Oistens zu
helfen.

liber die Finaiizieruiigsinöglichkeiten sagte Prof. Dr.
Lehnsisch, man sei bestrebt, die fsür die Siedlung -i.m allgemeinen »zur
Verfügung stehendenMittel in Anspruch zu nehme-n. Daneben durfe
jedoch nicht übersehen werden, dafz infolge der Sparsamkeit des Schwa-
ben keiner der für die Siedlung in Ostpreufzen in
Frage kommenden Württemberger ohne Geld hin-
kom me· Man würde staunen, ivelche Mittel selbst Leuten zur Ver-
fügung ständen, die sich auf eine ganz kleine landivirtschaftliche oder
gewerbliche Grundlage stützten

In der klimatischen Verschiedenheit, sagte Prof. Leb-
iiisch weiter, sehe er keine besondere Schwierigkeit, weil der Schwabe
der geborene S-iedler.ist, der sich durch die schwiserigstenVerhältnisse
durchringt. Was etwaige Schwierigkeiten, die sich aus »der kulturellen
Verschiedenheit Schwabeiis und Ostpreufzeiis ergeben könnten, anlange,
so sollen diese von vornherein durch die Form der geschlossenen lands-
maniischaftlsichen Siedlung behoben werden. Wenn lder Schwabe in
Ruleand, im Vanat und in Südamerika und anderswo durchhielt,
werde er sich auch im weiter-en deutschen Vaterlande, ganz gleich, wo

er angesetzt werde, auch durchzusehen verstehen.
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Buchbefprechungen.
Liebe zu Deutschland. Gedanken und Bilder. Herausgegeben von

Willi Koch und Friedrich Böer. Verlag Holle u. Eo., Berlin 1934,
77 Seiten, 77 Bilder. Kart. 3,50 RM. —. Die Zeit, in der »politische
Bilderbiicher« herausgegeben wurden, um die Hochstimmung einer Kon-

junktur auszunutzen, ist heute vorbei. Damals konnte sich mancher auf
die begeisterte Gutwilligkeit des Lesers und Käufers verlassen. Heute
werden schon mehr Ansprüche an die Güte des Inhalts gestellt. Das

ist gut so. Die Verleger und Herausgeber haben sich danach zu richten.
Von dem Buche »Liebe zu Deutschland« kann man sagen, dasz Verlag
und Herausgeber sich danach gerichtet haben. Die Bilder sind»1m
allgemeinen gut ausgewählt und zusammengestellt (der Osten hätte freilich
eine stärkere Berücksichtigung verdient). Der Druck ist einwandfrei.
Di eAuswahl der den Bildern sinngemäfzbeigegebenen Worte bedeuten-
der deutscher Menschen früherer Zeiten ist gelungen: Die Texte erfüllen
ihre Aufgabe, vom Einzelfall des im Bilde Dargestellten auf das All-

gemeine zu lenken. Man kann dem Buch weite Verbreitung icvdünsgenr. .

Der Hof «in-Masnren. Roman von Kuno Fe l ch n e r. Verlag sder
I. G. Eotta’schen Buchhandlung Rachfolger, Stuttgart u. Berlin 1934.
311 Seiten. Ganzleinen 4,80 RM. — Ein junger Ostpreufze legt hier
sein Erstlsingswerk vor. Im Mittelpunkt des Romans, der in manchen
Teilen eine gereifte Gestaltungskraft erkennen läßt, steht eine Frau,
deren Geschick sich in tragischer Weise mit sdem eines niasurischen
Bauernhsofes verbindet. Der Konflikt, in den die zwischen dem alten
Bauern und dem jungen Knecht-stehende Frau gerät, gibt Gelegen-
heit, scharf umrissene Eharaktere zu zeichnen und selbst die seelische

Befdkzülclditheit
und krankhafte Verwirrung der Bäuerin noch glaubhaft

zu 1 ern.

Ostdeutsche im Schristtum. Der alte völkische Kämpfer, Prof.
A dolf B arte l s, hat lange einsam um seine Ideen ringen müssen.
In vielen literargeschichtlichen Werken trat er dafür ein, dafz das

deutsche Schrifttum, aus fremdblütiger Fessel gelöst, zur eigenen Art
zurückfinden müsse unsd nur mit ihren Msafzstäben zu werten sei. Von
der Meute liberalistisscher Ästheten umbellt. hat Bsartels ein Leben der

deutschen Kunst gewidmet und ist durchgedrungen. Sein neues

Buch gibt noch einmal all die notwendigen Hinweise auf artbestimmtes
Schaffen. und es ist charakteristisch. wieviel ostdeutsche Schaffende
der deutschen Literatur das Gepräge gaben. Unser Osten soll ja so
kulturarm sein! Aber die Aufgaben. die das Schicksal gerade ihm
gab, liefzen ein besonders starkes, stürmendes Geistesleben zur Ent-
faltung gelangen. In der ,.Einfiihrung in das deutsche
Schrifttum für deutsche Menschen« (Leipzig. Köhler und
Amelang) finden wir eine Darstellung der deutschbewufzten Dichtung
von den Anfängen bis zur Gegenwart und entdecken unter den schier
zahllosen Ramen immer wieder solche, deren Träger dem Ostraum
entstammen. Dr. L.

Drei ostdeutsche Bücher aus dem Verlag W-esteriuann, Vraunsrhweig:
Eine Reihe der bekannten historischen Romane von W. Iansen

sind neu aufgelegt worden. Zwei davon gehen den Ostmärker an; ge-
schichtliche Ereignisse aus früher Zeit rollen sich vor uns ab.

Das Buch »Heinrich der Löwe« zeigt uns den Konflikt zwischen den
beiden genialen deutschen Fürsten, Heinrich dem Löwen und Varbarvssa.
Im Süden verbluten nutzlos die Besten des deutschen Heeres. Heinrich
der Löwe erkennt, dafz es wichtiger ist, das Reich gegen die einfallen-
den Dänen und Slaven zu schützen,dafz das Schwergewicht des Reiches
nicht im Süden, sondern im Osten liegen musi. Er kolonisiert sein
Land, baut Grenzfesten, es blüht auf wie nie zuvor. So verweigert er

dem Kaiser Varbarvssa die Heerfolge nach Italien, ohne sich klar zu
machen, dafz dieser Schritt seinen Untergang zur Folge haben muss-.

Der Getreue des Löwen. Geschichtliche Erzählung von I. H. R i e m.

Verlag Asbel u. Müller, Leipzig. Geb. 2,20 RM. ,- Von Heinrich dem
Löwen und seinem Lüneburger Knappen Heino R«oepeneck,von heißem,
hartem Kampf um das O-stland, von deutscher Bauernsiedlung und
deutscher Treue ein Buch, »das unsere Jugend packen kann und zu-
gleich ein gutes Bild gibt von jener heldischen Zeit, in der das Wendens
land unserm Volk und der nordischen Rasse zurückgewonnen wurde.

Dr. L.

Der Prenszenkalender Earl Langes ist wieder erschienenl Pracht-
voll die Bilder deutschen Lebens aus großer Vergangenheit und blut-
voller Gegenwartl Das Ostdeutsche überwiegt selbstverständlich. Viel

Schönes, oft Unbekanntes finden wir. Rirht nur ein Zimmer-schmuck,
sondern eine Entsderkungsfsahrt in deutsches Menschentum bietet der
Kalender, der im Sschlieffen-Verlag, Berlin SiW11, erschien
(2,30 RM.) Dr. L.

Die Geier mn Marienburg, ein Deutschritterroman aus der Zeit
des ersten Tannenberg. Im Mittelpunkt die einzigartige Gestalt
Plauens, des Mannes, der den Orden zu letzter Kraft emporrifz, der
man schlieszlichmit Verrat und Miszgunst »dankt«.

Eine besonders dankenswerte Leistung des Verlages ist die Volks-
ausgabe des bekannten Kaufmannsromans »Sol! und Haben« von

Gustav Frei-tag. Der geschmackvoll ausgestattete Vand ist zum Preise
oon 2,85 RM. zu haben.

K. L. von Oertzem Der grosse Krieg 19l4—1918. Eine kurze über--
sirht der militärischen Ereignisse. Mit 7 Karten. Rerlams Universal-
bibliothek. Geh. 40 Pf., geb. 80 Pf.- .

Das Bändchen gibt eine Gesamtübersicht über den Kriegsverlauf zu
Lande und zu Wasser, in Europa und in den Kolonien. Ein unentbehr-
liches kleines Rachschlagebuch.

Gang in die Dämmerung.«Von Agnes Miegel. Verlag Eugen
Diederichs, Jena. Sieben meisterhafte Erzählungen der groszen ost-
preuszischen Dichterin zeigen eine eigene Welt inneren Erlebens, eine
weite innere Schau. Der Ruf des Schicksals, der in jeder Geschichte
anders aufklingt, packt und zwingt den Leser. M. H.

Heroische Politik. Wir stehen inmitten des neuen Geschichtss
werdens. Von heroischer Politik, die stets in grofzen Führern und
treuen Gefolgsmannen unser Schicksal bestimmte, wandert der Blick in
die Zeiten, die aus dem Ietzt erstehen sollen. »Rückkehr zur Politik ist
Rückkehr zur Geschichte.« Das ,,geschichtslose«,passive Zwischen- und
Dämmerspiel, das mit dem 9..Rovember 1918 anhebt, ist durch Adolf
Hitler überwunden. Es ist eine Philosophie der Geschichte, die Wilhelm
Rölee (bei Eugen Diederichs, Iena; 3,40 RM.) uns gibt; es lehrt
die Zeit von ihren inneren Kräften uns begreifen und will zu klarer

Zielskhau führen, die gerade im ,,Politischen« unentbehrlich ist. Dr. L.

,,Dentschland muss lebens« Eine Sammlung nationaler Gedichte,
zusammengestellt von Werner Koch und Paul Skriewe. Pädagogischer
Verlag Halle. -— Alte oaterländische Gedichte und neue Verse aus

unserer Zeit. Begrüszenswert ist, dafz auch Ostdeutsche, wie Arndt.
Schenkendorf, Alexis. Rheinick. Trojan, Lüdtke, Flex, H. Menzel.
Rierentz — wenn sich die Reihe auch erheblich hätte erweitern lassen —

vertreten sind. M. H.
Der General. Von Albrecht S chaeffer. Verlag Bütten u.Loening,

Frankfurthain. Eine zarte, sehr hochwertige kleine Erzählung des be-
kannten ostpreuszischenDichters. Im Mittelpunkt der General, der aus

seinem Leben, vor allem seiner Iugend erzählt. 1870 ist er alt genug,
den Aufstieg des Vaterlandes mitzuerleben, 1918 noch nicht zu alt.
Schmach und Riedergang zu begreifen und danach den Anbruch einer
neuen Zeit zu ahnen.

Dienst am Deutschtum. Zahrweiser für das deutsch eHaus 1933.

Mit 55 Bildern. Z. F. Lehmanns Verlag, München. Preis l,— RM.
Zum vierten Male erscheint heuer schon dieser schöne Abreifzkalender.
der sich in den vergangenen Jahren schnell zahllose Freunde erworben
hat. Wieder steht er im Zeichen aller der weltanschaulichen Fragen
des Rationalsozialismus. Hervvrragende Bilder aus der germanischen
Vorgesrhirhte beweisen. dasz unsere Vorfahren keine »Barbaren«
gewesen sind. viele Bildblätter stehen im Dienste der Ra ssenkund e .

wieder andere im Dienste von Heimat und Volkstum, Per-
sönlichkeit und Wehrhaftigkeit. Das Deckblatt des Zahrweisers zeigt
die eindrucksvolle V ü st e d e s Führ e r s von Prof. Ferd. Liebermann.
Unter den zahlreichen Wandkalendern, die alljährlich herauskommen,
ist dieser unbedingt mit an erster Stelle zu nennen.

Dentsches Führertum. Von völkisrhen Erweckern und politischen
Gestaltern, von Wegbereitern des deutschen Sozialismus kündet Dr.
Martin Leinert: von Luther, dem Glaubenserneuerer; Schiller, dem

Dichter des Heldischen; Fichte, dem Philosophen der Gemeinschaftsidee;
Lagarde. dem Erzieher zu wahrhaftigem Deutschsein; Möller van den
Vruck, dem Seher, der das Dritte Reich schaute und geistig vorgestaltete;
von Friedrich dem Großen, aus dessen Oststaat Preufzen dann Deutsch-
land wurde; Stein, dessen Hand die Fesseln zerbrach, die unsere Kraft
allzusehr engten; Bismarrk, dem Schöpfer des Kaiserreirhs; Stöcker, dem
Künder des Völkischen; Hitler, dem Bahnbrecher zu neuem Aufbruch.
Es ist ein Führertum zu den Urkräften deutscher Rasse und zum ewigen
Deutschland, das hier lebendig geschildert wird. (Verlag Gustav
Schloefzmann, Leipzig. Preis 3,40 RM.)

Vom inneren Aenwerden. Der Wiedergeburt aus dem Reich des

Seelischen ist die Arbeit des Verlages Eugen Salzer, Heilbronn, ge-
widmet, der bekanntlich auch dem Osten und seinen geistigen Menschen
viel Raum gibt. Die kleinen Schriften, die er jetzt wieder vorlegt,
»Binne Hagens’ Kampf um Gott« von Wilhelm Lobsien,
,,Sein Weihnachtsabend« von Hermann Oeser und »Aus
dem Weihnachtsbilderbuch« von Anna Schieber (schön
gebd. nur 1,— RM. bzw. 80 Pf.) sind Bücher, an deren Inhalt
der deutsche Mensch, der das Äufzere nicht ohne das Innere gestalten
will, Freude und Kraft schöpfenkann. Sie seien gerade für die Advents-
und Weihnachtszeit empfohlenl Dr. L.

Der Krist. Von Dr. Paul Alpers. Verlag M. Diesterweg,
Frankfurt a. M. Z,20 RM. — Von der Edda und dem Heliand über
Mystik und Luther, über die Denker und Helden der Fresiheitskriege
bis zu Vismarrk, Lagarde, Weltkrieg und völkischem Aufbruch der
Gegenwart Zeugnisse eines artgemäszen deutschen Glaubens, Zeugnisse
vielfach auch von Menschen, die dem Ostland entsprossen sind und im

Schollentum, bewuszt oder unbewußt, die Verbundenheit mit dem

Ewigen spüren: die uralte und ewig neue Geisteshaltung des ostdeut-
schen Menschen. - Dr. L.
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